
Führerscheinentzug 
als Kündigungs-
grund?!

Lkw-Maut-Erhöhung: 
Mittelstand fordert 
Aussetzung

Brenner-Streit:  
Von der Leyen "Letztes  
Vermittlungsgespräch"

LBT: Außerordentliche 
Mitgliederversammlung 
in Ingolstadt

Die Transportbranche ist angesichts der Erreichung der gesetzlichen Klimaziele einem 
enormen Handlungsdruck ausgesetzt. Jedes Unternehmen muss für sich die Entscheidung 
treff en, welche alterna� ven Antriebstechnologien und Geschä� smodelle mit welchem 
Investment in Zukun�  zur geeigneten Lösung führt. Wer frühzei� g als Pionier vorausdenkt, 
inves� ert und Erfahrungen sammelt, wird auch langfris� g schneller profi � eren.

Doch welcher Weg hin zu einem klimaneutralen Fuhrpark ist der Rich� ge? 
Wie kann eine Minderung von CO2-Emissionen und damit der CO2-Abgaben 
mit dem eigenen Fuhrpark gelingen? 

Top-Experten disku� eren auf der LBT-Herbs� agung technologieoff en über Wege 
zur Minderung von CO2-Emissionen und geben Antworten auf folgende Fragen: 

• Wie ist der derzei� ge Entwicklungsstand bei alterna� ven Antriebstechnologien? 
• Welche Antriebstechnologien jenseits von Diesel sind betriebswirtscha� lich und 

technologisch in Zukun�  sinnvoll? 
• Welche Kra� stoff e sind für welche Anwendungsbereiche geeignet? 
• Wie können Unternehmen ihre Geschä� smodelle nachhal� g anpassen und erweitern?
 
Freuen Sie sich am Nachmi� ag des zweiten Veranstaltungstages außerdem auf eine 
Werksbesich� gung bei MAN Truck & Bus. Werfen Sie einen exklusiven Blick hinter 
die Produk� onskulissen des MAN-Stammwerks am Standort München. 
Die Teilnahme an den beiden Werksführungen ist auf max. 40 Personen begrenzt. 

Veranstalter: 
Landesverband 
Bayerischer Transport- 
und Logis� kunternehmen 
(LBT) e.V.
Georg-Brauchle-Ring 91
80992 München
info@lbt.de, www.lbt.de

Tag 1
12. Oktober 2023
Veranstaltungsort: 
Leonardo Royal 
Hotel Munich
Moosacher Straße 90
80809 München

Tag 2
13. Oktober 2023
Veranstaltungsort: 
MAN Truck & Bus 
Forum 
Dachauer Straße 570
80995 München

Ihr schneller Weg 
zur AnmeldungLBT-Herbs� agung am 12. und 13. Oktober 2023

Dekarbonisierung – Wege zur Minderung von CO2-Emissionen

 inkl. W
erks-

 besich� gung 

     b
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AN Truck & Bus

Teilnahmegebühr: 
€ 99,00 zzgl. MwSt. inkl. Tagungsunterlagen, Verpfl egung und Besich� gung
Anmeldeschluss: 30. September 2023
Änderungen und Absagen: Im Verhinderungsfall kann ein Ersatzteilnehmer benannt werden. 
Bei Absagen nach dem Anmeldeschluss wird die volle Gebühr fällig.
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Es erwarten Sie als Referenten Vertreter von:

LBT-Herbsttagung 
12.–13.10.2023

Süddeutscher
Verkehrskurier

Magazin für Transportlogistik

8-9 ❙ 2023



#mauteverest

mit einer Quasi-Verdoppelung der 
Lkw-Maut ab 01.12.2023 zahllose 
deutsche Familienbetriebe im Logi-
stiksektor an den Rand des wirt-
schaftlichen Ruins zu treiben. 

Für BGL-Vorstandssprecher Prof. Dr. 
Dirk Engelhardt ist klar, nicht jedes 
Transportunternehmen kann die Zu-
satzbelastung stemmen und die Eisen-
bahn wird, die in Zukunft eventuell leer 
bleibenden Supermarkt-Regale auch 
nicht auffüllen können. Eine Maut al-
so, die nur die Inflation antreibt und 
keine Güter und die aktuelle Kampag-
ne Maut Everest sagt genau das!

Der Logistikverband BGL hat am  
1.August die Medienkampagne  
„Maut Everest – So kommen wir nicht 
über den Berg“ gestartet, um auf die 
Problematik der CO2-Maut hinzuwei-
sen und sich gleichzeitig als systemre-
levante Branche mit Strahlkraft neu 
zu positionieren. 

Mit der größten Medienkampagne 
seit einem Jahrzehnt reagiert der  
Bundesverband Güterkraftverkehr  
Logistik und Entsorgung (BGL) e.V. 
auf die Pläne der Ampelregierung,  
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Maut Everest: Mit dieser 7,6 Mrd.
Euro-Mauterhöhung kommen die
deutschen Transportunternehmen
nicht über 
den Berg!

Stephan Doppelhammer, Haupt-
geschäftsführer beim LBT kennt 
diese Problematik und die Sor-
gen der Unter- nehmen in Bay-
ern. 

„Wir reden hier größtenteils von 
Familienbetrieben, die oft in 
zweiter, dritter oder gar vier- ter 
Generation geführt werden und 
deren Arbeitsplätze sind akut in 
Gefahr. 

Die CO2-Maut, die jetzt beschlos-
sen werden soll, stellt keine per-
spektivische Entwicklungsmög-
lichkeit dar und daher ist uns die 
Unterstützung der Kampagne für 
uns alle elementar wichtig. 

Dem BGL geht es mit der aktuel-
len Kampagne aber nicht darum, 
Nachhaltigkeitsbestrebungen zu 
blockieren, sondern gemeinsam 
sozialverträgliche und realisti-
sche Lösungen für die Zukunft zu 
erarbeiten.

Der BGL fordert statt einer 
schlagartigen Quasi-Mautver-

dopplung zur Adventszeit – oh-
ne Ausweichmöglichkeit auf al-
ternativ angetriebene Lkw – eine 
stufenweise Erhöhung der Lkw-
Maut.

Damit dieser Wunsch nach einer 
stufenweise Anpassung Erfolg 
hat, erhofft sich der BGL nun mit 
größerer öffentlicher Präsenz, 
mehr Verständnis für seine For-
derungen.

Es darf jetzt nicht mehr nur bran-
chenintern kommuniziert wer-
den, sondern es muss gezielt 

die Leistung der Branche in den 
Blickpunkt der Öffentlichkeit ge-
rückt werden.

Gemeinsam mit der Berl iner 
Agentur dreissig24 und der Kam-
pagne Maut Everest sollen da-
her nicht nur die wirtschaftlichen 
Auswirkungen der jährlichen Zu-
satzbelastung von 7,6 Mrd. Euro 
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aufgezeigt werden, sondern auch 
die Öffentlichkeit darüber infor-
miert werden, wie unverzichtbar 
die Tätigkeit der rund um die Uhr 
arbeitenden Beschäftigten der 
deutschen Transportunterneh-
men und Speditionen für die tag-
tägliche Versorgung von Bevöl-
kerung und Wirtschaft mit dem 
Lebensnotwendigsten ist.

Gemeinsame Erhebungen mit 
der Agentur dreissig24 haben 
verdeutlicht, dass mehr als 80 % 
der BürgerInnen gar nicht wis-
sen, welche Güter mit dem Lkw 
und auch nur mit dem Lkw trans-
portiert werden können. 

dreissg24-Geschäftsführer Phi-
lip Beushausen sieht hier einen 
wichtigen Ansatz bei der Formu-
lierung von Forderungen an die 
Politik. Wir müssen bei der An-
sprache an die Politik, die Gesell-
schaft mit einbeziehen und bran-
cheninternen Informationen ver-
ständlich machen.

Ein Slogan der aktuellen Kampag-
ne heißt dementsprechend; „Mit 
welchen Zug kommt eigentlich 
der Joghurt in den Supermarkt?“

„Wir wollen ganz klar den Druck 
auf die Politik erhöhen,´aber wir 
wollen auch durch eine positi-
ve Kommunikation, neue Ge-
sprächskanäle öffnen und den 
Dialog zwischen UnternehmerIn-
nen und Politik forcieren.“ er-
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gänzt Prof. Dr. Dirk Engelhardt, 
„genau das passiert sukzessive, 
wenn die Politik versteht, dass 
wer Zukunft will, muss auch Zu-
kunft transportieren können“. 
Damit die Kampagne zu einem Er-
folg wird und sich auch weiter-
entwickeln kann, sind alle Unter-
nehmen aufgerufen und einge-
laden sich sowohl finanziell als 
auch inhaltlich zu beteiligen. 

Auf der Webseite www.maute-
verest.de finden sich alle aktuel-
len Informationen zur Kampag-
ne und alle aktuellen Ausspielun-
gen. 

Es steht kostenloses Werbemate-
rial zum download bereit und für 
Hilfestellung stehe sowohl, die 
Landesverbände, der BGL und 
die Agentur dreissig24.de zur 
Verfügung. 

Gerade das Mitwirken der Betrie-
be ist so wichtig, denn perspekti-
visch soll sich die Mautkampagne 
zu einer Imagekampagne weiter-
entwickeln. 

Es geht um eine Branche mit Re-
levanz und Strahlkraft und diesen 
Punkt betont Prof. Engelhardt 
besonders: „Wir fahren für die 
Menschen und für eine stabile 
und wirtschaftlich starke Gesell-
schaft und das müssen wir jetzt 
allen zeigen, denn dann hört 
auch die Politik auf uns.“  ■
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Lkw-Maut: Mittelstand fordert  
Aussetzung der Erhöhung

Der Bundesverband mittel-
ständische Wirtschaft hat die 
Aussetzung der Mauterhöhung 
bis 2027 gefordert, um weite-
re Belastungen der Transport-
unternehmen zu verhindern.

Die Belastungen der Transport- und 
Logistikbranche dürfe nicht weiter 
erhöht werden, begründet der Bun-
desverband mittelständische Wirt-
schaft (BVMW) seine Forderung an 
die Bundesregierung, deren Plä-
ne die Lkw-Maut in Deutschland 
deutlich erhöhen würden. Die zu-
sätzlichen Belastungen wirken „für 
Logistikunternehmen, ihre Kunden 
und Konsumenten, wie die aktuellen 
Energiepreissteigerung, kostensei-
gernd, existenzgefährdend und zu-
dem gesamtwirtschaftlich inflations-
treibend“, sagte Christoph Ahlhaus, 
Vorsitzender der Bundesgeschäfts-
führung des BVMW. Dadurch wür-
den Unternehmen und Arbeitsplät-
ze gefährdet, denn die höheren Prei-
se könnten nicht im vollen Umfang 
weitergegeben werden können.

Der BVMW greift auch die Forderun-
gen vieler Logistikunternehmen auf, 
flächendeckend synthetische oder 
biogene Kraftstoffe HVO 100 (Bio-
diesel) zuzulassen und damit die Zeit 
zu überbrücken bis emissionsfreie 
Antriebe im schweren Fernverkehr 
standardmäßig verfügbar sind.

In der aktuellen konjunkturellen La-
ge wäre „eine Erhöhung der Maut 
ein weiterer herber Schlag für die 
bereits stark angespannte Lage der 
mittelständischen Logistiker“, so der 
Verband, der auch Entlastungen im 
bürokratischen Bereich fordert.

Mauterhöhung würde den Bundes-
haushalt sanieren

Der BVMW erinnert daran, dass mit 
der Einführung der Lkw-Maut im 
Jahr 2005 eine Nutzerfinanzierung 
der Bundesverkehrswege einge-
führt werden sollte. Der Grundsatz 
„Straße finanziert Straße“ sollte eine 
Förderung die Verkehrsinfrastruktur 
zur Folge haben und ein Mautver-

zicht bei schadstoffarmen Lkw soll-
te deren Zahl wachsen lassen. Auf-
grund des geringen Angebots 
schadstoffarmer Lkw blieb dieser 
gewünschte Effekt jedoch aus, so 
der BVMW.

Auch der Erhalt der Verkehrsinfra- 
struktur sei nicht erreicht worden, 
heute würden „unzählige Transpor-
teure auf den Ersatz maroder Auto-
bahnbrücken“ warten. 

Nun aber sollen die zusätzlichen Ein-
nahmen durch die Lkw-Maut statt-
dessen in die Schiene fließen. „Ei-
ne praxisnahe Lenkungswirkung ist 
nicht erkennbar. Eher scheint es so, 
dass Bahn und Lkw gegeneinander 
ausgespielt werden, statt die jeweili-
gen Stärken zur fördern“, kritisierte 
Roger Heidmann, Vorsitzender der 
BVMW-Kommission Logistik und 
Mobilität. Im Moment würde ei-
ne Mauterhöhung „wohl eher den 
Bundeshaushalt sanieren, statt die 
Verkehrsinfrastruktur“, sagte Heid-
mann. ■
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Deutschland: 
Die Landes- 
verbände aus 
Baden Würt-
temberg und 
der BGL auf 
der NUFAM 
2023
Die beiden Landesverbände 
aus Baden-Württemberg 
sind dieses Jahr am Sams-
tag den 23.09.2023 ge-
meinsam mit ihren Mitglie-
derversammlungen in 
Karlsruhe auf der Nutzfahr-
zeugmesse – NUFAM.

Auch der BGL wird am 
23.09. vor Ort sein.

Um 15:00 Uhr heißt es im 
Fachforum in Halle 3:

TRANSPORTLOGISTIK 2030 
– was bewegt die Branche?

 
Wir haben mit der Messe vereinbart, 
dass wir hierzu allen Mitgliedern im 
ganzen Bundesgebiet (mit dem Ra-
battcode NUFAM-BGL-2023) die 
Möglichkeit geben können, ein kos-
tenloses Tagesticket abzurufen.

Der direkte Weg dorthin unter:

http://www.messe-ticket.de/
KMK/NUFAM/Register/NU-
FAM-BGL-2023

BGL-Veran-
staltung im 
Rahmen der 
NUFAM 2023
TRANSPORTLOGISTIK 2030 – was  
bewegt die Branche?

23.09.2023 15:00 – 16:00 Uhr
Fachforum Halle 3

C O V I D ,  U K R A I N E - K r i e g , 
Fahrermangel, TRANSFORMATION 

und CO2-Maut stellen Industrie, Ge-
sellschaft & die Transportlogistik im-
mer kurzfristiger vor neue Heraus-
forderungen.

Stark schwankende Rahmenbe- 
dingungen führen oft zu neuen Aus-
schreibungen, die für Auftraggeber 
& Auftragnehmer viel Zeit, Mühe & 
oftmals fehlende Planungssicherhei-
ten bedeuten. 

Mit entsprechend gestalteten Verträ-
gen besteht die Möglichkeit für ein 
faires & längerfristiges Miteinander.

Mit dabei sind:

• Dr. Markus Lohrey – MAHLE In-
ternational GmbH, Leiter Konzern- 
logistik



SVG
Wir bewegen Logistik.

Süd 

Arbeitssicherheit
� Bestimmen von Gefahrpotenzial

� Gestalten sicherer Arbeitsplätze 
und -abläufe

� Individuelle Sicherheitsempfeh-
lungen

LKW-Maut
� Führender Dienstleister der 

deutschen Transportunternehmen 
im Bereich Mautabrechnung

� Registrieren Sie sich bereits jetzt 
vor unter www.svg-eets.de

Tankservicekarten
� Mehrwertdienste

� Flexibilität und Transparenz bei 
der Tourenplanung

� Informieren Sie sich jetzt auf
www.tankkartenangebot.de

Versicherung
� Umfangreicher Schutz für Ihr 

Transportunternehmen

� KRAVAG-Online

� Unterstützung und Beratung im 
Schadenmanagement

Weiterbildung
� Aus- und Weiterbildung rund um 

die Transportbranche

� Seminare an unseren Standorten 
München, Nürnberg und Stutt-
gart

SVG GARAGE
� Ihr Partner für Innovationen in 

der Transport Logistik

� Informationen & Veranstaltungen 
zu Branchenneuigkeiten

� LKW-Garage als Eventlocation

Haben Sie Fragen?
Sprechen Sie uns an, wir freuen uns 
auf Sie!

@   info@svg-sued.de

 �  0800 7847833

 svg-sued.de

SVG Service und Vertrieb Süd GmbH
Hedelfinger Straße 17-25
70327 Stuttgart

Niederlassung München
Georg-Brauchle-Ring 91 • 80992 München

Niederlassung Nürnberg
Witschelstraße 95 • 90431 Nürnberg

M A RT I N  K O P P E
Rechtsanwalt

Strafsachen  

Bußgeldsachen  

Unfall-Schadensregulierungen  

Arbeitsrecht

D 81241 München 
Varnhagenstraße 13 

Telefon 089/829881-0, Fax -11 
E-Mail: kanzlei@ra-koppe.de

K O P P E
A N WA LT S K A N Z L E I

• Dr. Christian Jung (MdL) – Ver-
kehrspolitischer Sprecher der FDP/
DVP-Landtagsfraktion.

• Frank Huelmann, Rechtsanwalt, 
Leiter des Kompetenzzentrum 
Recht (KomRe) im BGL

• Edgar Rothermel Internationale 
Spedidion GmbH

Moderation: Roger Schwarz, BGL

Besuchen Sie unsere Veranstaltung 
und sichern sich hierzu das kosten-
lose Tagesticket für den
23.9.2023 unter:

www.messe-ticket.de/KMK/NU-
FAM/Register/NUFAM-BGL-2023

Wir freuen uns, Sie hoffentlich zahl-
reich am 23. September 2023 in 
Karlsruhe begrüßen zu dürfen. ■
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Von der Leyen: ‚Letztes Vermittlungs-
gespräch‘ im Brenner-Streit

Im Dauerstreit über die 
chronisch überlastete 
Brennerroute und die um-
strittene Lkw-Blockabferti-
gung in Tirol erhöht 
EU-Kommissionspräsiden-
tin Ursula von der Leyen 
den Druck auf Österreich. 
Bislang habe Österreich al-

le Lösungsvorschläge abge-
lehnt, berichtete von der 
Leyen am Dienstag nach 
Beratungen mit dem baye-
rischen Kabinett in Bay-
reuth. Und fügte dann hin-
zu: „Wir werden jetzt noch 
mal ein letztes Vermitt-
lungsgespräch anbieten.“  
 

Zum genauen Termin oder zu 
möglichen Konsequenzen, sollte 
das Gespräch scheitern, sagte die 
Kommissionspräsidentin nichts. 

Bayern, aber auch der Bundesver-
band Gütertransport und Logis-
tik und andere haben die Kom-
mission aber schon wieder-

holt aufgefordert, endlich ein 
Vertragsverletzungsverfahren ge-
gen Österreich einzuleiten. 

Mit diesen Verfahren kann die 
EU-Kommission dagegen vorge-
hen, dass einzelne Länder gegen 
EU-Recht verstoßen. Sie können in 
einem Verfahren vor dem Europäi-
schen Gerichtshof und einer Geld-
strafe enden. Der Lkw-Verkehr über 
die Brennerroute hat in den vergan-
genen Jahrzehnten drastisch zuge-
nommen. 

Um die Anwohner entlang der Stre-
cke zu entlasten, dosiert Öster-
reich schon seit einigen Jahren re-
gelmäßig den Lkw-Verkehr an der 
deutsch-österreichischen Grenze. 

An den Tagen mit Lkw-Blockabferti-

Ursula von der Leyen (l, CDU) und Markus Söder (r, CSU) während der Pressekonferenz.
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gung kommt es regelmäßig zu lan-
gen Staus in Bayern. 

Der Freistaat reagiert selbst mit 
Durchfahrtsverboten für Tran-
sit-Lkw in Regionen entlang der Au-
tobahn, um Ausweichverkehr und 
verstopfte Ortsdurchfahrten auf 
bayerischer Seite zu verhindern.

„Ich kann den Ärger, den das in 

Bayern auslöst, absolut verstehen. 
Übrigens auch in Italien. Das ganze 
Thema Blockabfertigung, das ganze 
Thema kilometerlange Staus“, sag-
te von der Leyen. 

Man müsse aber auch die Sorgen 
der Tiroler, was Luftverschmutzung 
angehe, ernst nehmen. „Das heißt, 
das zugrundeliegende Problem, das 
können wir nur gemeinsam lösen.“ 

Seit April 2022 habe man vertraulich 
Gespräche geführt, um eine Lösung 
zu dritt – die Kommission mit den 
drei Mitgliedsstaaten – zu finden. 
„Das heißt, dass zum Beispiel ein-
seitige Sperren unterbleiben, dass 
die Maut deutlich erhöht wird, dass 
mehr Verkehr von der Straße auf die 
Schiene geht.“ 

Doch all diese Gespräche haben 
demnach bisher noch keine Lösung 
gebracht. 

Der CSU-Europapolitiker Markus 
Ferber kritisierte: „Seit über einem 
Jahr hält die Kommissionspräsidentin 
uns hin mit der Zusage, noch ein 
letztes Gespräch zu führen. 

Die Zeit für Gespräche ist vorbei.“ 
In diesem Jahr gebe es kaum ei-
ne Woche ohne Blockabfertigung. 
„Die Kommission muss nun end-
lich eingreifen und Österreich vor 
dem Europäischen Gerichtshof 
verklagen“, verlangte Ferber. ■ 
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Ergebnis der Außerordentlichen Mitglieder-
versammlung des LBT am 27. Juli 2023  
in Ingolstadt

Anlässlich der außerordentli-
chen Mitgliederversammlung 
des LBT, die aufgrund des be-
dauerlichen Todes von Herrn 
Hans Ach notwendig wurde, hat 
der LBT seine Führungsgremien 
nachgewählt und erweitert. 

Die Mitgliederversammlung hat 
vor den Wahlen eine Satzungs-
gemäße Erweiterung des Prä- 
sidiums auf den Präsidenten 
sowie bis zu sechs Vizepräsi
denten beschlossen.

Zum neuen Präsidenten wurde Herr 
Reinhold Fisel, Dillingen gewählt.
Ins Präsidium wurden nachgewählt

Frau Sandra Herbst
Bamberg, Vizepräsidentin

Herr Christian Huber
Albaching, Vizepräsident

Herr Christian Weigert
Teublitz, (Vizepräsident)

Die Herren Wolfgang Anwander, 
Fritz Tschirschwitz und 
Ass. Sebastian Lechner 

bleiben als bereits gewählte  
Vizepräsidenten bzw. 
Geschäftsführendes Präsidiumsmit-
glied in den Ämtern.

Satzungsgemäß wurden in den Ge-
samtvorstand für bestimmte Aufga-
benbereiche ebenfalls neue Kolle-
ginnen und Kollegen gewählt:

Frau Dagmar Altmannshofer
Neuötting, Frauen in der Logistik

Frau Laura Kreser
Rieneck, Entsorgung und Kreislauf-
wirtschaft
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Herr Michael Hasreiter
Moos, Schnittstelle Österreich/Osteuropa

Herr Peter Lerchl jun.
Aichach, Kran- und Spezialtransporte

Satzungsgemäß als Sprecher der Juniorenkreise im 
Gesamtvorstand wurde durch Briefwahl gewählt

Herr Stephan Lettl jun.
Wasserburg

Aufgrund seiner großen Verdienste um das 
bayerische und deutsche Transportlogistikgewerbe 
sowie seiner jahrzehntelangen Mitarbeit als Be
zirksdelegierter für Schwaben und Gesamtvor-
standsmitglied wurde

Herr Roman Mayer
Gersthofen

zum Ehrenmitglied des Gesamtvorstandes gewählt.

Die Satzungsgemäßen Regularien bedürfen noch der Anerkennung durch das Registergericht München.

Wir gratulieren allen neuen Gremienmitgliedern des LBT e.V. sehr herzlich 
und wünschen viel Erfolg sowie eine glückliche Hand. ■

Nachrichten
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Sach- und Fachkunde nach Güterkraftverkehrsgesetz 
(GüKG) bzw. Berufszugangsverordnung über 3,5 
Tonnen zulässigem Gesamtgewicht (einschließlich 
Anhänger).

Seminarstandort Nürnberg:

Vollzeit	 3/2023 	 18.09.2023 bis 29.09.2023
Vollzeit	 4/2023	 20.11.2023 bis 01.12.2023

Seminarstandort Regensburg:

Vollzeit	 4/2023	 11.09.2023 bis 22.09.2023
Vollzeit	 5/2023	 06.11.2023 bis 17.11.2023

Seminarstandort München:
Vollzeit 	 2/2023	 02.10.2023 bis 16.10.2023

Online-Unterricht:
Vollzeit 	 2/2023	 16.10.2023 bis 27.10.2023 

Weitere Informationen unter 
info@bbvg.eu 
 
oder Bildungswerk des Bayerischen 
Verkehrsgewerbes (bbvg) e.V. 

Telefon: 0941- 4671801	

www.bbvg.eu

VORBEREITUNG auf die IHK-Prüfung 

„GÜTERKRAFTVERKEHRSUNTERNEHMER“

Der Kurs ist als Weiterbildung 
über das BALM förderfähig!
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BBVG e.V. – 
Seminare Ver-
kehrsleiter in 
Regensburg, 
Nürnberg, 
München und 
Online!
Das Bildungswerk des 
Bayerischen Verkehrs
gewerbes“ (bbvg) ist der 
Bildungsträger des 
Landesverbandes Bayeri-
scher Transport- und 
Logistikunternehmen 
(LBT) e.V. Es ist insbe-
sondere spezialisiert auf 
die Sach- und Fachkunde 
(GüKG). Aufgrund seiner 
„Gewerbenähe“ verfügt 
es über hervorragende 
Ausbilder und Referen-
ten und gewährleistet 
damit die aktuelle und 
fachliche Kompetenz in 
allen Bereichen des ge-
werblichen Güterkraft
verkehrs. 

Dies liegt unter anderem auch 
daran, dass wir für die einzelnen 
Themen nur absolute Fachleute 
und keine Generalisten als Refe-
renten einsetzen. So sind bei uns 
Juristen, TÜV-Ingenieure, Un-
ternehmensberater und Fach-
buchautoren – d.h. die Bücher, 
die andere Anbieter verwenden, 

werden von unseren Dozenten 
geschrieben – tätig.

Gleichzeitig legen wir von je her 
Wert darauf, nicht nur Prüfungs-
fragen zu pauken, sondern be-
wusst zum besseren Verständnis 
auch die Zusammenhänge zu er-
läutern, so dass nur gut ausge-
bildete Kursteilnehmer die Prü-
fung absolvieren. Jahrzehntelan-
ge Erfahrung und Qualität, die 
sich letztlich auch in einer über-
durchschnittlich hohen Erfolgs-
quote zeigt, machen das bbvg 
zu einem der führenden Ausbil-
der für das Transportgewerbe in 
Bayern.

Seit 1985 konnten wir mehr als 
5000 Prüflinge zur erfolgreichen 
Prüfung „Sach- und Fachkunde 
Güterkraftverkehr“ begleiten!

Sachkundevorbereitungslehr-
gänge für die Prüfung zum 
Nachweis der fachlichen Eig-
nung zur Führung eines Güter-
kraftverkehrsunternehmens
Wer als Unternehmer im 
Straßentransportgewerbe Gü-
terkraftverkehr (Güter-/Umzugs-
verkehr) betreiben will, benötigt 
dazu eine Erlaubnis bzw. Geneh-
migung der für den Betriebssitz 
zuständigen Verkehrsbehörde 
(Landratsamt/Stadtverwaltung).

Voraussetzung für die Erlaubnis- 
bzw. Genehmigungserteilung 
ist neben der persönlichen Zu-
verlässigkeit und der finanziellen 
Leistungsfähigkeit sowie einem 
ordnungsgemäßen Betriebssitz, 
dass der Verkehrsleiter die fach-
liche Eignung zur Führung eines 
Güterkraftverkehrsunterneh-
mens nachweist. Der Eignungs-
nachweis ist in der Regel durch 
Ablegung einer Prüfung bei der 
Industrie- und Handelskammer 

zu erbringen.

Da die Teilnahme an der Eig-
nungsprüfung eine eingehen-
de fachliche Vorbereitung er-
fordert, bieten wir Ihnen Sach-
kundevorbereitungslehrgänge 
in München, Regensburg und 
Nürnberg sowie Online an.

Kursgebühr: 1.000 Euro Inkl. 
Lehrmaterial

LBT Mitglieder: 900 Euro Inkl. 
Lehrmaterial

Als Bildungseinrichtung sind wir 
nach §4 Nr. 21a bb UStG
von der Umsatzsteuer befreit 
und erheben keine Mehrwert-
steuer.

Weitere Informationen unter 
info@bbvg.eu 
 
oder Bildungswerk des Bayeri-
schen Verkehrsgewerbes (bbvg) 
e.V. 

Telefon: 0941- 4671801	

www.bbvg.eu
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Lkw-Kartell: aktueller Sachstand
(25.07.2023)

Aktueller Sachstand 
der zwei Sammelkla-
gen von financial
right gegen das 
Lkw-Kartell
2. Sammelklage – Landgericht 
München I

•	 Beweisbeschluss des Landgerichts 
München I

In dem Verfahren aus dem Jahr 2018, 
das vor dem Landgericht München I 
anhängig ist (37 O 17704/18), hat 
das Gericht am 14. Juni 2023 einen 
Beweisbeschluss erlassen. Das Ge-
richt wendet sich damit der wich-
tigen Frage zu, ob und wenn ja, in 
welcher Höhe, ein Kartellschaden 
für die kartellbetroffenen Lkw-Be-
schaffungsvorgänge entstanden ist. 
Dies ist aus Sicht des BGL und seiner 
Kooperationspartner – financialright 
und Hausfeld – ein großer Erfolg, 

weil das Gericht damit die prozes-
sualen Streitigkeiten um die Zuläs-
sigkeit der Sammelklage hinter sich 
lässt.

Darüber hinaus ist erfreulich, dass 
das Landgericht nicht erst ein neues 
Sachverständigengutachten in Auf-
trag gibt, sondern ein bereits existie-
rendes Gutachten eines gerichtlich 
bestellten, ökonomischen Sachver-
ständigenteams aus einem Parallel-
verfahren einführen möchte. Zum 
Inhalt dieses Gutachtens können wir 
Ihnen leider keine vertieften Infor-
mationen geben, da das Gericht das 
Gutachten nur den Anwälten und 
Sachverständigen der Parteien zu-
gänglich gemacht hat und auch die 
Vertraulichkeit der Inhalte des Gut-
achtens einfordert. 

Dies dient insbesondere auch dem 
Schutz der teilweise sensiblen Da-
ten, die von den Lkw-Herstellern zur 
Erstellung des Gutachtens beige-
steuert wurden.

Den Parteien wird nun die Möglich-
keit gegeben, bis Ende des Jahres 
zu dem Gutachten Stellung zu neh-
men.

•	 Keine Auftrennung des Verfah-
rens

Schließlich ist noch zu erwähnen, 
dass die Kammer des Landgerichts 
wieder von der Idee abgekommen 
ist, die 2. Sammelklage in mehre-
re Verfahren aufzutrennen. Dies ist 
ebenfalls eine gute Nachricht, da 
die gebündelte Klage den größten 
Druck auf die beklagten Kartellanten 
ausübt.

1. Sammelklage – Oberlandesge-
richt München
´
•	 In dem Verfahren aus dem Jahr 
2017 (Az. 29 U 1319/20 Kart) fin-
det am 5. Oktober dieses Jahres ei-

ne mündliche Verhandlung vor dem 
Oberlandesgericht München statt. 
Die BGL-Kooperationspartner er-
warten, dass das Berufungsgericht 
die Gelegenheit nutzen wird, auch 
hier die prozessualen Fragen der Zu-
lässigkeit des Sammelklage-Verfah-
rens hinter sich zu lassen und den 
Fall möglichst zeitnah an das Land-
gericht zurückzuverweisen, da-
mit auch in diesem Verfahren mit 
der Beweisaufnahme bezüglich des 
Kartellschadens begonnen werden 
kann. ■

TIPP zum Arbeitsrecht von Fachan-
walt für Arbeitsrecht Dr. Timo Didier

Was bedeutet das 
neue 
Hinweisgeber-
schutzgesetz 
für Sie als 
Arbeitgeber?
I: Gilt das HinSchG jetzt für alle Un-
ternehmen?

Das neue Hinweisgeberschutzgesetz 
(HinSchG) ist am 2.7.2023 in Kraft 
getreten. Viele mittelständische Un-
ternehmen haben sich noch nicht 
darauf vorbereitet. 

Für Unternehmen mit ab 250 Be-
schäftigten besteht akuter Hand-
lungsbedarf. Unternehmen des 
Verkehrsgewerbes zwischen 50 und 
249 Beschäftigten haben noch eine 
Übergangsfrist bis zum 17.12.2023.
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II: Warum gibt es ein HinSchG über-
haupt?

Mit dem HinSchG endet ein langer 
Gesetzgebungsprozess, der mit dem 
Inkrafttreten der Europäischen Hin-
weisgeberrichtlinie begann. 

Seit Ende 2021 war Deutschland mit 
der Umsetzung im Verzug. Bei wei-
terer Untätigkeit drohte ein teures 
Vertragsverletzungsverfahren.

III: Was regelt das HinSchG?

Wesentlicher Inhalt des Gesetzes 
sind die Einrichtung von Meldeka-
nälen, die Gewährleistung von Ver-
traulichkeit und der Schutz der Hin-
weisgeber vor Repressalien. Dafür 
sieht das Gesetz ein Verbot vor, das 
auch die Androhung oder den Ver-
such von Repressalien beinhaltet. 

Mögliche Repressalien können 
bspw. sein: Kündigung, Herabstu-
fung oder Versagen einer Beförde-
rung, Aufgabenverlagerung, Ände-
rung der Arbeitszeit, Versagung von 
Weiterbildungsmaßnahmen, nega-
tive Leistungsbeurteilung, Diszipli-

narmaßnahmen, Nötigung, Mob-
bing etc.

IV: Was droht, wenn ArbG das 
HinSchG ignorieren?

Es drohen empfindliche Bußgelder:
- bis zu 20.000 Euro, wenn trotz Ver-
pflichtung kein interner Meldekanal 
zur Verfügung gestellt wird und
- bis zu 50.000 Euro bei Repressalien 
gegenüber Hinweisgebern.

Die Bußgeldandrohung tritt erst 
sechs Monate nach Veröffentli-
chung des HinSchG in Kraft. Durch 
einen Verweis auf § 30 OWiG kön-
nen sich diese Bußgelder bei be-
stimmten Ordnungswidrigkeiten so-
gar noch verzehnfachen.

V: Was ist eine „interne“ und „ex-
terne“ Meldestelle?

Alle Unternehmen müssen sich an 
die Regelungen des HinSchG halten 
und dürfen Hinweisgeber nicht be-
nachteiligen. Es wird außerdem ei-
ne Möglichkeit für Hinweisgeben-
de existieren, sich an eine externe 
Meldestelle zu wenden. Dies ist in 

der Regel eine Stelle bei einer Bun-
des- oder Landesbehörde, die the-
matisch zuständig ist. Unternehmen 
mit in der Regel mindestens 50 Ar-
beitnehmern müssen zudem eine in-
terne Meldestelle einrichten und zur 
Verfügung stellen!

Praxistipp: Wichtig ist für Unter-
nehmen mit mindestens 50 Arbeit-
nehmern zunächst, eine interne 
Meldestelle im Unternehmen ein-
zurichten und zu klären, wie verfah-
renstechnisch mit Meldungen von 
Hinweisgebern im Einklang mit dem 
HinSchG umzugehen ist. 

Alternativ besteht die Möglichkeit, 
externe Unterstützung in Anspruch 
zu nehmen. Die SVGen bieten Un-
terstützung bei der Umsetzung und 
Durchführung des Hinweisgeber-
schutzgesetzes:

www.svg-sued.de/Hinweisgeber-
schutzgesetz (für Unternehmen aus 
Württemberg und Bayern)

www.svg-baden.de/regionaler-ser-
vice/hinweisgeberschutzgesetz-hin-
schg (für Unternehmen aus Baden) ■

TIPP zum Arbeitsrecht
von Fachanwalt für Arbeitsrecht  
Dr. Timo Didier

Führerschein-
entzug als 
Kündigungs
grund?!
Ist – wie regelmäßig bei Berufskraft-
fahrerinnen und Berufskraftfahrern 

– das Führen von Kraftfahrzeugen 
im Straßenverkehr die hauptsächli-
che Arbeitsaufgabe, kann die Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis eine per-
sonenbedingte Kündigung rechtfer-
tigen. 

Voraussetzung dafür: Die Wiederer-
langung der Fahrerlaubnis ist zeitlich 
nicht absehbar und eine anderweiti-
ge Beschäftigung ist im Betrieb auf 
Dauer nicht möglich (sog. Vorrang 
der Änderungskündigung). 

Das bestätigt das Landesarbeits

gericht Mecklenburg-Vorpommern 
in seinem Urteil vom 17.1.2023, 5 
Sa 82/22.

Praxistipp: Ein ein- bis dreimonati-
ges Fahrverbot genügt im Umkehr-
schluss regelmäßig nicht als Grund 
für eine personenbedingte Kündi-
gung.

Das eventuelle Bestehen verhal-
tensbedingter Kündigungsgründe 
(bspw. beim Fahren unter Alkoho-
leinfluss) ist im Einzelfall ggf. geson-
dert zu prüfen. ■
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Merkblatt 

Definition 
KMU
Allgemeine Erläuterungen 
zur Definition der Kleinst-
unternehmen sowie der 
kleinen und mittleren Un-
ternehmen (KMU)

Maßgeblich für die Einstufung als 
Kleinstunternehmen bzw. als ein 
kleines oder mittleres Unternehmen 
ist der Anhang I, zur allgemeinen 
Gruppenfreistellungsverordnung 
(VO EU Nr. 651/2014) der EU-Kom-
mission vom 17.06.2014 (ABl. EU L 
187 S.70 vom 26.06.2014) betref-
fend die Definition der Kleinstunter-
nehmen sowie der kleinen und mitt-
leren Unternehmen.

1. Definition der KMU

Kleinstunternehmen sind 
Unternehmen, die

• weniger als 10 Mitarbeiter be-
schäftigen und

• deren Jahresumsatz bzw. Jahresbi-
lanz 2 Mio. EUR nicht überschreitet.

Kleine Unternehmen sind Unterneh-
men, die

• weniger als 50 Mitarbeiter be-
schäftigen und

• deren Jahresumsatz bzw. Jahresbi-
lanz 10 Mio. EUR nicht überschrei-
tet.

Mittlere Unternehmen sind 
Unternehmen, die

• weniger als 250 Mitarbeiter be-
schäftigen und

• einen Jahresumsatz von höchstens 
50 Mio. EUR oder eine Jahresbilanz-
summe von höchstens 43 Mio. EUR 
haben.

Bei der Berechnung der Mitarbeiter-
zahl und der finanziellen Schwellen-
werte sind eigenständige Unterneh-
men, Partnerunternehmen sowie 
verbundene Unternehmen zu unter-
scheiden.

Die Schwellenwerte beziehen sich 
auf den letzten durchgeführten 
Jahresabschluss. Das antragstellen-
de Unternehmen erwirbt bzw. ver-
liert den KMU-Status erst dann, 
wenn es in zwei aufeinander folgen-
den Geschäftsjahren die genannten 
Schwellenwerte unter- bzw. über-
schreitet. Bei einem neu gegründe-
ten Unternehmen, das noch keinen 
Abschluss für einen vollständigen 
Rechnungszeitraum vorlegen kann, 
werden die Schwellenwerte im lau-
fenden Geschäftsjahr nach Treu und 
Glauben geschätzt.

Die Mitarbeiterzahl entspricht der 
Zahl der Jahresarbeitseinheiten 

(JAE), d.h. der Anzahl der während 
eines Jahres beschäftigten Voll-
zeitmitarbeiter. Teilzeitbeschäf-
tigte und Saisonarbeiter werden 
nur entsprechend ihres Anteils an 
den JAE berücksichtigt. Auszubil-
dende sind nicht zu berücksichti-
gen. In die Mitarbeiterzahl gehen 
ein: Lohn- und Gehaltsempfänger, 
für das Unternehmen tätige Perso-
nen, die in einem Unterordnungs-
verhältnis zu diesem stehen und 
nach nationalem Recht Arbeitneh-
mern gleichgestellt sind sowie mit-
arbeitende Eigentümer und Teilha-
ber, die eine regelmäßige Tätigkeit 
in dem Unternehmen ausüben und 
finanzielle Vorteile aus dem Unter-
nehmen ziehen.

Ein Unternehmen ist kein KMU, 
wenn 25 % oder mehr seines Kapi-
tals oder seiner Stimmrechte direkt 
oder indirekt von einer oder meh-
reren öffentlichen Stellen oder Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts 
einzeln oder gemeinsam kontrolliert 
werden, ausgenommen die unter 
Punkt 2 genannten öffentlichen An-
teilseigener.

Die Einhaltung der formalen Beurtei-
lungskriterien darf weder zum Miss-
brauch noch zu einer Umgehung 
der KMU-Definition führen.

2. Definition der Unterneh-
menstypen

Verbundene Unternehmen (VU) sind 
Unternehmen, die zumindest eine 
der folgenden Voraussetzungen er-
füllen:

• Ein Unternehmen ist verpflichtet, 
einen konsolidierten Jahresabschluss 
zu erstellen;

• ein Unternehmen hält die Mehr-
heit der Stimmrechte der Aktionäre 
oder Gesellschafter eines anderen 
Unternehmens;
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• ein Unternehmen ist berechtigt, 
die Mehrheit der Mitglieder des Ver-
waltungs-, Leitungs- oder Aufsichts-
gremiums eines anderen Unterneh-
men zu bestellen oder abzurufen;

• ein Unternehmen ist gemäß einem 
mit einem anderen Unternehmen 
abgeschlossenen Vertrag oder auf-
grund einer Klausel in dessen Sat-
zung berechtigt, einen beherrschen-
den Einfluss auf dieses Unterneh-
men auszuüben;

• ein Unternehmen, das Aktionär 
oder Gesellschafter eines anderen 
Unternehmens ist, übt gemäß ei-
ner mit anderen Aktionären und 
Gesellschaftern dieses anderen Un-
ternehmens getroffenen Vereinba-
rung die alleinige Kontrolle über die 
Mehrheit der Stimmrechte von des-
sen Aktionären oder Gesellschaf-
tern aus.

Die genannten Voraussetzungen für 
den Status des verbundenen Unter-
nehmens gelten in gleicher Weise 
bei der Umkehrung der genannten 
Beziehungen zwischen den betrach-
teten Unternehmen als erfüllt.

Unternehmen, die durch ein oder 
mehrere andere Unternehmen un-
tereinander in einer der o. g. Bezie-
hungen stehen, gelten ebenfalls als 
verbunden.

Unternehmen die durch eine natür-
liche Person oder eine gemeinsam 
handelnde Gruppe natürlicher Per-
sonen miteinander in einer der o. 
g. Beziehungen stehen, gelten glei-
chermaßen als verbundene Unter-
nehmen, sofern diese Unternehmen 
ganz oder teilweise in demselben 
Markt oder in benachbarten Märk-
ten tätig sind.

Partnerunternehmen (PU) sind Un-
ternehmen, die allein oder gemein-
sam mit einem oder mehreren ver-

bundenen Unternehmen einen An-
teil von 25 % bis einschließlich 50 % 
des Kapitals oder der Stimmrech-
te an einem anderen Unternehmen 
halten bzw. an denen Anteile von 
25 % bis einschließlich 50 % gehal-
ten wird/werden.

Eigenständige Unternehmen sind 
Unternehmen, die keine Anteile von 
25 % oder mehr des Kapitals oder 
der Stimmrechte an einem anderen 
Unternehmen halten bzw. an denen 
keine Anteile von 25 % oder mehr 
gehalten werden.

Ein Unternehmen gilt jedoch weiter-
hin als eigenständig, auch wenn der 
Schwellenwert von 25 % erreicht 
oder überschritten wird, sofern es 
sich um folgende Kategorien von 
Anteilseignern handelt und unter 
der Bedingung, dass diese Anteils-
eigner nicht einzeln oder gemein-
sam mit dem betroffenen Unterneh-
men verbunden sind:

• staatliche Beteiligungsgesellschaf
ten, Risikokapitalgesellschaften,

• natürliche Personen bzw. Grup-
pen natürlicher Personen, die regel-
mäßig im Bereich Risikokapitalinves-
tition tätig sind („Business Angels“) 
und die Eigenmittel in nicht börsen-
notierten Unternehmen investieren, 
sofern der Gesamtbetrag der In-
vestition der genannten „Business 
Angels“ in das betroffene Unter-
nehmen 1,25 Mio. EUR nicht über-
schreitet,

• Universitäten oder Forschungszen-
tren ohne Gewinnzweck,

• institutionelle Anleger einschließ-
lich regionale Entwicklungsfonds,

• autonome Gebietskörperschaften 
mit einem Jahreshaushalt von weni-
ger als 10 Mio. EUR und weniger als 
5000 Einwohnern

3. Prüfschema für KMU

Die Grundlage für die Einstufung 
als KMU bildet das in der Anla-
ge 1 beigefügte Prüfschema (im 
LBT-Portal).

Das antragstellende Unternehmen 
muss selbständig prüfen, ob es die 
Kriterien eines KMU erfüllt.

Liegen keine Verflechtungen mit an-
deren Unternehmen vor, handelt es 
sich um ein eigenständiges Unter-
nehmen. In diesem Falle muss das 
Unternehmen bei seinen Angaben 
(Beschäftigte/Jahresumsatz/Bilanz-
summe) nur seine eigenen Daten 
eintragen.

Ist der Antragsteller kein eigenstän-
diges Unternehmen, sind mögliche 
Beziehungen zu anderen Unter-
nehmen (sowohl zur „Mutter“ als 
auch zur „Tochter“) zu berücksich-
tigen. Je nach Ausprägung dieser 
Beziehungen kann der Antragstel-
ler den Status eines verbundenen 
und/oder Partnerunternehmens 
haben.

Hat der Antragsteller den Status ei-
nes verbundenen Unternehmens, so 
sind alle verbundenen Unternehmen 
dieses verbundenen Unternehmens 
sowie alle Partnerunternehmen der 
verbundenen Unternehmen zu be-
rücksichtigen. Weitere Beziehungen 
der Partnerunternehmen bleiben 
außer Acht.

Hat der Antragsteller den Status ei-
nes Partnerunternehmens, so sind 
alle verbundenen Unternehmen 
des Partnerunternehmens zu be-
rücksichtigen. Weitere mögliche 
Partnerunternehmen der verbun-
denen Unternehmen bleiben außer 
Acht.

Das Prüfschema ist für jede direkte 
Beziehung zu durchlaufen. ➔
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Anlage 1: Prüfschema
für kleine und mittlere Unternehmen (KMU)***

Anzahl der Mitarbeiter 
des Antragstellers

< 250 (< 50)

Jahresumsatz 
des Antragstellers

≤ 50 Mio. (10 Mio.) EUR

Prüfung verbundenes 
Unternehmen (VU)
(mögliche Beziehung zur 

„Mutter“ als auch zur „Tochter“)

kein KMU (KU) Bilanzsumme 
des Antragstellers

≤ 43 Mio. (10 Mio.) EUR

Verpflichtung zur 
Erstellung eines 

konsolidierten Abschlusses

Mehrheit der Stimmrechte

Recht zur Bestellung/ 
Abberufung der Mehrheit 

der Mitglieder des 
Verwaltungs-, Leitungs- 
oder Aufsichtsgremiums

beherrschender 
Einfluss gemäß Vertrag

oder Satzung

alleinige Kontrolle über die 
Mehrheit der Stimmrechte

Verbund über eine 
natürliche Person

Prüfung 
Partnerunternehmen (PU)

Unternehmen hält 
Beteiligung zwischen 25 % 

und ≤ 50 %

am Unternehmen wird/ 
werden Beteiligung/en 

zwischen 25 % und
≤ 50 % gehalten

Eigenständiges 
Unternehmen

KMU (KU)

Verbundenes 
Unternehmen

Partnerunternehmen

ja ja

ja

ja

ja

ja

ja

ja

ja

ja

ja

nein

nein

nein

nein

nein

**

**

* siehe Allgemeine Erläuterungen Ziffer 2 - Verbundene Unternehmen

** siehe Allgemeine Erläuterungen Ziffer 2 - Eigenständige Unternehmen

*** Angaben in Klammern gelten für KU

nein

nein

nein

nein

nein

nein

*

Stand: Dezember 2022

4. Berechnungsschema 
bei verbundenen Un-
ternehmen und/oder 
Partnerunternehmen

Die Grundlage für die Berech-
nung der Schwellenwerte bil-
det das im LBT-Portal beige-
fügte Berechnungsschema.

Partnerunternehmen:

Handelt es sich bei der direk-
ten Beziehung um ein Partne-
runternehmen so sind die Da-
ten des Partnerunternehmens 
quotal in Höhe der Beteiligung 
anzusetzen. Für jedes mit dem 
Partnerunternehmen verbun-
dene Unternehmen sind die 
Daten ebenfalls mit der Quo-
te des Partnerunternehmens 
anzusetzen. Die Quote be-
stimmt sich nach Kapitalanteil 
oder Stimmrechtsanteil. Maß-
gebend ist der höhere Wert. 
Bei wechselseitigen Kapitalbe-
teiligungen wird der höhere 
dieser Anteile herangezogen.

Mögliche Konstellation:

antragstellendes Unterneh-
men I VU – PU – VU

Wird ein konsolidierter Jah-
resabschluss erstellt, müssen 
die Angaben aus diesem Ab-
schluss zugrunde gelegt wer-
den.

Verbundunternehmen

Handelt es sich bei der direk-
ten Beziehung um ein verbun-
denes Unternehmen, so sind 
für die Mitarbeiterzahl und 
die Finanzangaben 100  % 
der Daten des verbundenen 
Unternehmens zu den eige-
nen Daten zu addieren. Ist 
das Unternehmen, dass mit 
Ihnen verbunden ist mit an-
deren Unternehmen verbun-
den, müssen 100 % der Da-
ten sämtlicher verbundenen 
Unternehmen zu Ihren Daten 
addiert werden.

➔
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Mögliche Konstellatio-
nen:

antragstellendes 
Unternehmen

I
VU-VU-VU

I
VU

antragstellendes 
Unternehmen

I
VU
I

VU

Die Daten für Partner-
unternehmen auf der 
Ebene der verbunde-
nen Unternehmen sind 
quotal in Höhe der Be-
teiligung anzugeben. 
Die Quote bestimmt 
sich nach Kapitalanteil 
oder Stimmrechtsan-
teil. Maßgebend ist der 
höhere Wert. Bei wech-
selseitigen Kapitalbetei-
ligungen wird der hö-
here dieser Anteile he-
rangezogen.

Mögliche Konstellation:

antragstellendes 
Unternehmen 

I 
PU – VU – PU

Wird ein konsolidierter 
Jahresabschluss erstellt, 
müssen die Angaben 
aus diesem Abschluss 
zugrunde gelegt wer-
den. ■

Anlage 2: Berechnungsschema bei 
verbundenen und/oder Partnerunternehmen

Nein

Ja 

Nein

Ja 

Ja 

Nein
Nein

Nein

Angaben zu 100 % jeweils für Mitarbeiter und Jahresumsatz 
und/oder Bilanzsumme des Antragstellers 

= Zwischenergebnis 

Verbundenes 
Unternehmen 

Partnerunternehmen 

100%ige Anrechnung 

Weiteres verbundenes 
Unternehmen des 

verbundenen 
Unternehmens 

Alle Partnerunternehmen 
des verbundenen 

Unternehmens 

+ Prozentuale Anrechnung
nach Beteiligungsquote

+ prozentuale
Anrechnung nach 
Beteiligungsquote 

Verbundene 
Unternehmen des 

Partnerunternehmens 

+ Prozentuale
Anrechnung des 

verbundenen  
Unternehmens des 

Partnerunternehmens

Weitere verbundene 
Unternehmen des 

Partnerunternehmens 

= Zwischenergebnis 

Summe aller 
errechneten 

Zwischenergebnisse = 
Endsumme 

= Zwischenergebnis 

= Zwischenergebnis 

= Zwischenergebnis 

Ja 

Ja 

Ja 

Nein

Stand: Dezember 2022
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Urteil

Abhängige 
Beschäfti-
gung auch bei 
Verträgen mit 
Ein-Personen- 
Kapitalgesell-
schaften
Stellt sich die Tätigkeit ei-
ner natürlichen Person nach 
deren tatsächlichem Ge-
samtbild als abhängige Be-
schäftigung dar, ist ein so-
zialversicherungspflichtiges 
Beschäftigungsverhältnis 
nicht deshalb ausgeschlos-
sen, weil Verträge nur zwi-
schen dem Auftraggeber 

und einer Kapitalgesell-
schaft bestehen, deren al-
leiniger Geschäftsführer 
und Gesellschafter die na-
türliche Person ist. 

Dies hat der 12. Senat des Bundes-
sozialgerichts am 20. Juli 2023 in 
drei Revisionsverfahren (Aktenzei-
chen B 12 BA 1/23 R, B 12 R 15/21 
R und B 12 BA 4/22 R) entschieden.

Sachverhalt

Die natürlichen Personen waren 
alleinige Gesellschafter und Ge-
schäftsführer von Kapitalgesell-
schaften (Unternehmergesell-
schaft „UG“ und Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung „GmbH“). 
Mit diesen Kapitalgesellschaften 
schlossen Dritte Verträge über die 
Erbringung von Dienstleistungen. 
In zwei Verfahren ging es um Pfle-
gedienstleistungen im stationären 
Bereich eines Krankenhauses, im 
dritten Fall um eine beratende Tä-
tigkeit. 

Tatsächlich erbracht wurden die 
Tätigkeiten ausschließlich von den 
natürlichen Personen. Die beklag-
te Deutsche Rentenversicherung 
Bund stellte in allen Fällen Versi-
cherungspflicht aufgrund Beschäf-
tigung fest.

Entscheidung

Das Bundessozialgericht hat in al-
len drei Verfahren entschieden, 
dass – wie in anderen Statusver-
fahren auch – die jeweiligen kon-
kreten tatsächlichen Umstände der 
Tätigkeit nach einer Gesamtabwä-
gung über das Vorliegen von Be-
schäftigung entscheiden.

Daran ändert der Umstand nichts, 
dass Verträge nur zwischen den 
Auftraggebern und den Kapitalge-

sellschaften geschlossen wurden. 
Die Abgrenzung richtet sich viel-
mehr nach dem Geschäftsinhalt, 
der sich aus den ausdrücklichen 
Vereinbarungen der Vertragspar-
teien und der praktischen Durch-
führung des Vertrages ergibt, nicht 
aber nach der von den Parteien ge-
wählten Bezeichnung oder ge-
wünschten Rechtsfolge.

Bewertung

Es handelt sich um wenig überra-
schende Entscheidungen. Das BSG 
hielt sich stringent an die vorange-
gangenen Entscheidungen, wo-
nach einzig das Gesamtbild der 
tatsächlichen Umstände des Einzel-
falls für die Abgrenzung abhängi-
ge Beschäftigung – Selbstständig-
keit ausschlaggebend ist. Gesell-
schaftsrechtliche Aspekte führen 
zu keiner ausschließlichen Wer-
tung hinsichtlich einer anzuneh-
menden Selbstständigkeit. Diese 
Aspekte können nur Indizwirkung 
haben, aber sind aber grundsätz-
lich nicht das entscheidende Mo-
mentum.

Insbesondere auch hinsichtlich der 
Solo-Selbständigen IT-Fachkräf-
te sollte diese Rechtsprechung ge-
nutzt werden, um bestehende Ver-
tragsverhältnisse zu überprüfen, 
ggf. eben über das Statusfeststel-
lungsverfahren nach § 7a SGB IV. 

Insbesondere auch, um die Wir-
kung des § 7a Abs. 5 SGB IV zu 
erwirken. Danach gilt die Feststel-
lung der abhängigen Beschäfti-
gung nicht rückwirkend zum ers-
ten Tag des Eintritts in das Beschäf-
tigungsverhältnis, sondern erst auf 
den Tag der Bekanntgabe der Ent-
scheidung, insofern die Vorausset-
zungen des § 7a Abs. 5 SGB IV vor-
liegen.

Quelle: VBW ■



Die Transportbranche ist angesichts der Erreichung der gesetzlichen Klimaziele einem 
enormen Handlungsdruck ausgesetzt. Jedes Unternehmen muss für sich die Entscheidung 
treff en, welche alterna� ven Antriebstechnologien und Geschä� smodelle mit welchem 
Investment in Zukun�  zur geeigneten Lösung führt. Wer frühzei� g als Pionier vorausdenkt, 
inves� ert und Erfahrungen sammelt, wird auch langfris� g schneller profi � eren.

Doch welcher Weg hin zu einem klimaneutralen Fuhrpark ist der Rich� ge? 
Wie kann eine Minderung von CO2-Emissionen und damit der CO2-Abgaben 
mit dem eigenen Fuhrpark gelingen? 

Top-Experten disku� eren auf der LBT-Herbs� agung technologieoff en über Wege 
zur Minderung von CO2-Emissionen und geben Antworten auf folgende Fragen: 

• Wie ist der derzei� ge Entwicklungsstand bei alterna� ven Antriebstechnologien? 
• Welche Antriebstechnologien jenseits von Diesel sind betriebswirtscha� lich und 

technologisch in Zukun�  sinnvoll? 
• Welche Kra� stoff e sind für welche Anwendungsbereiche geeignet? 
• Wie können Unternehmen ihre Geschä� smodelle nachhal� g anpassen und erweitern?
 
Freuen Sie sich am Nachmi� ag des zweiten Veranstaltungstages außerdem auf eine 
Werksbesich� gung bei MAN Truck & Bus. Werfen Sie einen exklusiven Blick hinter 
die Produk� onskulissen des MAN-Stammwerks am Standort München. 
Die Teilnahme an den beiden Werksführungen ist auf max. 40 Personen begrenzt. 

Veranstalter: 
Landesverband 
Bayerischer Transport- 
und Logis� kunternehmen 
(LBT) e.V.
Georg-Brauchle-Ring 91
80992 München
info@lbt.de, www.lbt.de

Tag 1
12. Oktober 2023
Veranstaltungsort: 
Leonardo Royal 
Hotel Munich
Moosacher Straße 90
80809 München

Tag 2
13. Oktober 2023
Veranstaltungsort: 
MAN Truck & Bus 
Forum 
Dachauer Straße 570
80995 München

Ihr schneller Weg 
zur AnmeldungLBT-Herbs� agung am 12. und 13. Oktober 2023

Dekarbonisierung – Wege zur Minderung von CO2-Emissionen

 inkl. W
erks-

 besich� gung 

     b
ei M

AN Truck & Bus

Teilnahmegebühr: 
€ 99,00 zzgl. MwSt. inkl. Tagungsunterlagen, Verpfl egung und Besich� gung
Anmeldeschluss: 30. September 2023
Änderungen und Absagen: Im Verhinderungsfall kann ein Ersatzteilnehmer benannt werden. 
Bei Absagen nach dem Anmeldeschluss wird die volle Gebühr fällig.
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Es erwarten Sie als Referenten Vertreter von:



Renommierter Wirt-
schaftspreis „BAYERNS 
BEST 50“ geht nach  
Kulmbach
 
Das Kulmbacher Logistikunter
nehmen Murrmann GmbH wurde 
vom Bayerischen Wirtschaftsminis-
terium am 24. Juli 2023 mit dem re-
nommierten Wirtschaftspreis „BAY-
ERNS BEST 50“ ausgezeichnet. Den 
Preis erhielten auch in diesem Jahr 
wieder die 50 wachstumsstärksten 
Mittelständler Bayerns, die in den 
letzten Jahren die Zahl ihrer Mitar-
beiter und ihren Umsatz überdurch-
schnittlich steigern konnten.
 
Im Auftrag des Bayerischen Wirt-
schaftsministeriums wurden die 50 
Preisträger durch eine unabhängige 
Jury bestehend aus Fachleuten der 
Prüfungs- und Beratungsgesellschaft 
Mazars nach objektiven Kriterien er-

mittelt und am 24. Juli im Rahmen 
einer feierlichen Preisverleihung im 
Schloss Schleißheim geehrt. 

Roland Weigert, Staatssekretär im 
Bayerischen Staatsministerium für 
Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie, übergab zu diesem beson-
deren Anlass den „weißen Wachs-
tumslöwen“ an den geschäfts-
führenden Gesellschafter Gerhard 
Souza Murrmann und seiner Frau 
Fernanda Souza Murrmann, die 
den Finanzbereich des Unterneh-
mens leitet. Der renommierte Wirt-
schaftspreis wurde in diesem Jahr 
bereits zum 22. Mal an überdurch-
schnittlich erfolgreiche, inhaberge-
führte Unternehmen mit Hauptsitz 
in Bayern verliehen.

Beeindruckender Wachstumskurs

Die Murrmann GmbH ist seit 
2018 auf einem beeindruckenden 

Wachstumskurs und verzeichnete 
sowohl bei der Mitarbeiteranzahl als 
auch beim Umsatz signifikante Stei-
gerungen. Mit durchschnittlichen 
jährlichen Wachstumsraten von je-
weils über 20 % gelang es Murr-
mann, die Mitarbeiteranzahl von 40 
auf über 90 sowie den Umsatz von 
3,6 Mio. Euro auf über 8,2 Mio. Euro 
im Zeitraum zwischen 2018 und 
2022 zu steigern.

Die Jury honorierte Murrmanns dy-
namische Wachstumsstrategie, die 
sowohl die Erschließung neuer Ge-
schäftsfelder als auch die Erweite-
rung bestehender Geschäftsfelder 
sowie Akquisitionen von anderen 
Unternehmen umfasst. 

Das 1831 gegründete Logistikun
ternehmen ist seit 2018 verstärkt 
im Bereich Lagerlogistik und Mehr-
wert Service tätig. „Unser Neubau 
der Logistikhalle am Goldenen Feld 
war seinerzeit der Einstieg in das für 
uns neue Geschäftsfeld und gleich-
zeitig die größte Investition in der 
Unternehmensgeschichte“, so Ge-
schäftsführer Gerhard Souza Murr-
mann. Rückblickend betrachtet hat 
sich das unternehmerische Risiko 
ausgezahlt, denn heute verwaltet 
Murrmann mit einem Logistikteam 
von über 30 Mitarbeitern an insge-
samt acht Logistikstandorten über 
25.000 Paletten Stellplätze und leis-
tet für seine Kunden darüber hinaus 
flexible Mehrwert Services. 

„Wir sind mit unseren Kunden in der 
Logistik sukzessive gewachsen und 
haben unser Service-Spektrum per-

Logistikunternehmen Murrmann GmbH22

Logistikunternehmen Murrmann GmbH  
zählt zu den 50 wachstumsstärksten mittel
ständischen Unternehmen Bayerns

Logistikunternehmen Murrmann GmbH 
zählt zu den 50 wachstumsstärksten 
mittelständischen Unternehmen Bayerns
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manent erweitert. Somit konnte un-
ser Unternehmen in einem gesun-
den Tempo wachsen.“

Murrmann expandierte jedoch nicht 
nur im Bereich der Lagerlogistik, 
sondern auch im Kerngeschäft der 
Transportlogistik. Mit Übernahme 
der Spedition Hümmer im Juli 2021 
sowie der zusätzlichen Aufstockung 
der Nah- und Werksverkehrsflot-
te erweiterte Murrmann seinen 
Fuhrpark auf über 40 ziehende Ein-
heiten.

Großes Dankeschön an  
Wegbegleiter

Dem stolzen Geschäftsführer Ger-
hard Souza Murrmann ist anläss-
lich dieser Auszeichnung besonders 
eines wichtig: Allen Mitarbeitern, 
Kunden und Lieferanten ein großes 
Dankeschön aussprechen. „Diese 
Auszeichnung ist das Ergebnis un-
serer jahrelangen, vertrauensvollen 
Zusammenarbeit mit unseren Ge-
schäftspartnern. Insbesondere ge-
bührt unseren Mitarbeitern, die tag-
täglich mit hohem Einsatz wertvolle 
logistische Dienstleistungen vollbrin-
gen, ein großes Lob.“

Gerade die vergangenen drei Jah-
re, die durch sich überlagernde wirt-
schaftliche Unabwägbarkeiten wie 
die Corona-Pandemie, den Ukrai-
ne-Krieg sowie Rohstoff- und Lie-
ferkettenverwerfungen geprägt wa-
ren, haben aufgezeigt, wie wichtig 
ein persönliches und wertschätzen-
des Miteinander als Grundlage für 
wirtschaftlichen Erfolg ist.

Im Rahmen eines Mitarbeiterfestes 
wurde nur wenige Tage nach der 
Preisverleihung gebührend auf die 
Auszeichnung angestoßen und je-
dem Mitarbeiter ein persönliches 
Andenken als Ausdruck des Dan-
kes und der Wertschätzung über-
geben. ■ 

Fachgespräch 
mit FREIEN 
WÄHLERN zu 
aktuellen Prob-
leme und Anlie-
gen des bayeri-
schen Trans
portlogistik
gewerbes

Das Gespräch verlief sehr konstruk-
tiv und diente dazu, aktuelle Prob-
leme und Anliegen des bayerischen 
Transportgewerbes an die Fraktion 
der FREIEN WÄHLER im Bayerischen 
Landtag heranzutragen.

Folgende Ergebnisse wurden kon-
kret festgehalten und in das Land-
tagsplenum eingebracht:

- �Antrag Drs. 18/29161 – Trans-
portstrukturen weiterentwickeln – 
Mehrfachnutzung versiegelter Flä-
chen zum nächtlichen Parken

- �Antrag Drs. 18/29164 – Transport-
strukturen weiterentwickeln – Po-
tenziale von Lang-Lkws ausnutzen

- �Antrag Drs. 18/29163 – Trans-
portstrukturen weiterentwickeln – 
Digitalisierung des Autobahnnet-
zes voranbringen

- �Antrag Drs. 18/29162 – Trans-
portstrukturen weiterentwickeln – 
Step-Förderung fortführen

 
Das Plenum hat diesen Anträgen am 
18. Juli 2023 zugestimmt.■

Am 19. April trafen sich die 
Herren Stephan Doppelham-
mer und Sebastian Lechner zu 
einem Fachgespräch mit Ver-
tretern der FREIEN WÄHLERN 
im Bayerischen Landtag.
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Das SVK-Magazin und das
neue BGL-Süd/LBT-
Portal ergänzen sich.
Schauen Sie immer wieder bezüglich aktueller 
Themen in ihr Portal:  
https://mybgl.net/users/sign_in

Die myBGL-Mobile App!
Verbinden Sie sich jederzeit und überall mit dem BGL-Netzwerk. Empfan-
gen Sie aktuelle Nachrichten und für Sie relevante Informationen auf Ihrem 
Smartphone. Beteiligen Sie sich an Diskussionen oder tauschen Sie sich mit 
anderen Netzwerkteilnehmern aus.
Link zur App für Android: 
https://play.google.com/store/apps/details?id=net.bgl.mybgl
für iOS: https://apps.apple.com/us/app/mybgl/id1469873607?l=de&ls=1
Bitte beachten Sie: Diese App kann ausschließlich von Mitgliedern/regist-
rierten Teilnehmern des Netzwerks „myBGL“ genutzt werden. ■

14.09.2023
Donnerstag, 19.00 Uhr
Oberfranken
Fichtelgebirgshof
95502 Himmelkron 1

18.09.2023
Montag, 19.00 Uhr
Schwaben
Bezirk:
Landsberg, Unterallgäu, 
Kaufbeuren, Kempten, 
Lindau, Memmingen, 
Oberallgäu, Ostallgäu 
Hotel am Kamin
Füssener Str.62
87600 Kaufbeuren

19.09.2023 
Dienstag, 19.00 Uhr 
Oberbayern
Bezirk:
Freising, Erding, Ebersberg 
Gasthof Hotel Daimerwirt
Erdinger Str. 40
85452 Moosinning

20.09.2023 
Mittwoch, 19.00 Uhr 
Oberbayern
Bezirk:
Weilheim-Schongau, Garmisch-
Partenkirchen, Bad Tölz-Wolfrats-
hausen. Miesbach 
Wirtshaus Urthalerhof
Urthal 4
82404 Sindelsdorf

Regionalver-
sammlungen



25xxxx 25Regionalversammlungen

Sicheres Parken 
an der A9 rund 

um die Uhr! 

www.XXLKW-parking.de 

Neuer LKW Sicherheits-Parkplatz 
Ausfahrt Vockerode, A9 Berlin

21.09.2023
Donnerstag, 19.00 Uhr 
Unterfranken
Gasthof Zum Storch
Marktplatz 20
96132 Schlüsselfeld

25.09.2023
Montag, 19.00 Uhr 
Oberbayern
Bezirk:
Rosenheim, Traunstein, Berchtes-
gadener Land, Mühldorf, Altöt-
ting 
Gasthof Oberwirt
Kienberger Str.14
83119 Obing

26.09.2023 
Dienstag, 19.00 Uhr 
Mittelfranken
Autohof Nbg., SVG Verwaltungs-
gebäude
90431 Nürnberg

27.09.2023
Mittwoch, 19.00 Uhr 
Oberbayern
Bezirk:
Eichstätt, Neuburg- 
Schrobenhausen, Ingolstadt, 
Pfaffenhofen, München, 
Dachau, Starnberg, 
Fürstenfeldbruck, 
Aichach-Friedberg, 
Augsburg Stadt/Land, 
Dillingen, Donau-Ries, 
Neu-Ulm 
Hotel- Braurereigasthof Josef 
Fuchs
Alte Reichsstraße 10
86356 Neusäß

17.10.2023
Dienstag, 19.00 Uhr 
Oberpfalz

Regensburg
Euro Rastpark Regensburg-Ost
Junkerstrasse 3
93055 Regensburg

18.10.2023
Mittwoch, 19.00 Uhr
Niederbayern, Natternberg
Hotel Burgwirt
Deggendorfer Strasse 7
94469 Natternberg-Deggendorf

19.10.2023
Donnerstag, 19.00 Uhr 
Oberpfalz
Wernberg-Köblitz
Hotel und Landgasthof Burkhard
Marktplatz 10
92533 Wernberg-Köblitz

27.10.2023
Freitag, 19:00 Uhr
Niederbayern
Mamming
Landgasthof Apfelbeck
Hochgartenstraße 2
94437 Mamming

Nähere Informationen finden Sie 
in unserem Verbandsnetzwerk 

https://mybgl.net/groups/
lbt-ev-mitglieder/calendars ■
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MdB Martina 
Englhardt-
Kopf bei 
Unternehmer
stammtisch
Verbraucher müssen wegen 
der Lkw-Mauterhöhung mit 
erheblichen Mehrbelastun-
gen rechnen
Die beim Landesverband Bayerischer 
Transport- und Logistikunternehmen 
(LBT) organisierten Mitglieder aus 
dem Landkreis Schwandorf kom-
men seit Jahren regelmäßig zu ei-
nem Unternehmerstammtisch in 
Klardorf zusammen. 

Auf ihren speziellen Wunsch und 
auf Vermittlung des Bundesver-
bands BGL hin war beim inzwi-
schen 66. Treffen die Bundestag-
sabgeordnete und Mitglied im 
Verkehrsausschuss Martina Engl-
hardt-Kopf anwesend, um sich mit 
den Transportunternehmern ihres 
Wahlkreises auszutauschen.
Unter Leitung von LBT Geschäftsfüh-
rer Ndb/Opf Harald Sentner und in 
Anwesenheit von Hauptgeschäfts-
führer Stephan Doppelhammer 

nahm dabei die Diskussion um die 
geplante Mauterhöhung um nahezu 
das Doppelte breiten Raum ein. Vor 
allem kritisierten die Unternehmer, 
dass es aktuell weder die entspre-
chenden mautbefreiten Fahrzeuge 

auf dem Markt gibt, noch, dass die 
notwendige Ladeinfrastruktur auch 
nur ansatzweise vorhanden ist. Da-
mit werde klar, so die Abgeordne-
te, dass es der Politik eben nicht um 
die angebliche Lenkungswirkung 

gehe. Weitere wesentli-
che Kritikpunkte waren 
auch der Zeitpunkt der 
Erhöhung, aber auch 
der Plan, selbst umwelt-
freundliche Kraftstof-
fe wie HVO100-Diesel 
oder Bio-LNG mit diesen 
Zusatzabgaben zu belas-
ten. Dass 80 % der Mit-

Foto Stammtisch 1 – von links nach rechts: Harald Sentner – LBT Geschäftsführer Ndb./Opf. Martina 
Englhardt-Kopf – MdB. Stephan Doppelhammer – LBT Hauptgeschäftsführer

Foto Stammtisch 2 – 
LBT-Mitglieder mit MdB Frau 
Martina Englhardt-Kopf im 
Gespräch
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tel dabei der Bahn zugute-kommen, 
obwohl bei der Straßeninfrastruk-
tur selbst dringender Nachholbedarf 
(Parkplätze, Brücken etc.) besteht, 
war für die Runde ebenfalls nicht 
nachvollziehbar. Um so verwunder-
licher, so mehrfache Wortmeldun-
gen, sei es, dass offenbar bis heute 
noch nicht beim Verbraucher ange-
kommen sei, dass diese Mehrkosten 
von mehr als 7 Milliarden Euro jähr-
lich der normale Bürger zu tragen 
habe. Somit werde jeder Einzelne 
nur aufgrund dieser Mauterhöhung 
mit jährlich ca. 90 Euro zusätzlich 
belastet, weil die Unternehmer die-
se Kosten natürlich nicht tragen 
könnten.

Auch regionale Themen wurden 
diskutiert. So wurde darauf ver-
wiesen, dass man sich von der ge-
planten Sanierung des Pfaffenstei-
ner Tunnels ein Verkehrschaos er-
warte, die auch die Pendler und 
Transportunternehmer der Land-
kreise Schwandorf und Cham be-
treffe. Hier müsse unbedingt ein 
weitreichendes Konzept erarbei-
tet werden, um die zu erwartenden 
massiven Staus so weit wie mög-
lich zu reduzieren. Martina Engl-
hardt-Kopf bestätigte, eben-falls 
diese Befürchtungen zu haben. Da-
her habe sie hier gemeinsam mit 
MdB Peter Aumer und den Landrä-
ten Franz Löffler und Thomas Ebe-
ling einen Forderungskatalog erar-
beitet.

Für weiteren Unmut bei den Mitglie-
dern sorgen auch die nicht nachvoll-
ziehbare Dauer der Umsetzung von 
EU-Recht, sodass beispielsweise uk-
rainische Fahrer bis heute kaum in 
Deutschland beschäftigt werden 
können. Auch, dass vielfach auslän-
dische Verstöße im Straßenverkehr 
kaum verfolgt werden und Proble-
me bei Fördermaßnahmen stießen 
bei den Teilnehmern auf großes Un-
verständnis. ■

Trucker verzweifelt gesucht. 
ARTE TV 	 https://bit.ly/47boLjB



xxxx28 Nationale Wasserstoffstrategie28

Fortschreibung 
der Nationalen 
Wasserstoff
strategie
Das BMDV informiert über 
den gestrigen Kabinettsbe-
schluss, die Nationale 
Wasserstoffstrategie fort-
zuschreiben.

„Der Beschlussfassung im Kabi-
nett vorausgegangen war eine po-
litische Einigung aller Ressorts, inkl. 
der fünf Kernressorts für Wasser-
stoff, d.h. des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Klimaschutz, 
des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz, nukleare Sicher-
heit und Verbraucherschutz, des 
Bundesministeriums für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, des Bundesministeriums 
für Digitales und Verkehr und des 
Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung. 

Die Nationale Wasserstoffstrategie 
aus dem Jahr 2020 hat grundsätzlich 
weiter Bestand, wird nun aber mit 
der Fortschreibung an das gesteiger-
te Ambitionsniveau im Klimaschutz 
und die neuen Herausforderungen 
am Energiemarkt weiterentwickelt. 
Sie setzt staatliche Leitplanken für 
die Erzeugung, den Transport und 
die Nutzung von Wasserstoff und 
seinen Derivaten und bündelt die 
Maßnahmen der Bundesregierung.
*
Die Maßnahmen der Fortschrei-
bung umfassen die gesamte 
Wertschöpfungskette, wurden viel-
fach bereits parallel zur Erarbeitung 
der Fortschreibung der Strategie be-
gonnen oder sind kurzfristig für das 

Jahr 2023, mittelfristig für die 
Jahre 2024/ 2025 sowie teilwei-
se bereits langfristig bis 2030 ge-
plant. Mit den Maßnahmen soll 
das folgende Zielbild umgesetzt 
werden:
*
- **Beschleunigter Markthoch-
lauf von Wasserstoff:* Der Mark-
thochlauf von Wasserstoff, sei-
nen Derivaten und Wasser-
stoffanwendungstechnologien 
wird deutlich beschleunigt und 
das Ambitionsniveau entlang der 
gesamten Wertschöpfungskette 
massiv gesteigert.*

- **Sicherstellung ausreichender 
Verfügbarkeit von Wasserstoff 
und seiner Derivate:* Das Ziel für 
heimische Elektrolysekapazität im 
Jahr 2030 wird von 5 GW auf min-
destens 10 GW erhöht. Der restliche 
Bedarf wird durch Importe gedeckt. 
Eine gesonderte Importstrategie 
wird entwickelt.*

- **Aufbau einer leistungsfähigen 
Wasserstoffinfrastruktur:* Von be-
sonderer Bedeutung ist die Schaf-
fung der notwendigen Wasserstof-
finfrastruktur. 

Hierfür hat das Bundeskabinett En-
de Mai mit der aktuellen Novelle des 
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 
den rechtlichen und regulatorischen 
Rahmen für das zukünftige Wasser-
stoff-Kernnetz für Deutschland als 
erste Ausbaustufe der Wasserstof-
finfrastruktur beschlossen. 

Bis 2027/2028 wird über die IP-
CEI-Förderung ein Wasserstoffstart-
netz mit mehr als 1.800 km umge-
stellten und neu gebauten Was-
serstoffleitungen in Deutschland 
aufgebaut; europaweit kommen ca. 
4.500 km hinzu (European Hydro-
gen Backbone). Mittels Erweiterung 
werden bis 2030 alle großen Erzeu-
gungs-, Import- und Speicherzent-

ren mit den relevanten Abnehmern 
verbunden.*

- **Etablierung von Wasserstoffan-
wendungen in den Sektoren:* Bis 
2030 werden Wasserstoff und seine 
Derivate insbesondere bei Anwen-
dungen*

- in der Industrie,
- bei schweren Nutzfahrzeugen 
[Den größten Hebel bei der CO2-Re-
duktion bieten dabei Fahrzeuge der 
Klasse N3 / Lkw mit zGM >12t] so-
wie zunehmend
- im Luft- und Schiffsverkehr einge-
setzt.
- Im Stromsektor trägt Wasserstoff 
zur Energieversorgungssicherheit 
bei; durch auf klimaneutrale Gase 
umrüstbare Gaskraftwerke (H2-rea-
dy) und durch systemdienliche Elek-
trolyseure, insbesondere als variable 
und systemdienliche Stabilisatoren 
bzw. flexible Lasten.
- Zur perspektivischen Nutzung von 
Wasserstoff bei der zentralen und 
dezentralen Wärmeversorgung 
werden die Rahmenbedingungen 
aktuell im GEG, in der Wärmepla-
nung sowie im europäischen Gas-
marktpaket weiterentwickelt.

Die Nationale  
Wasserstoffstrategie

bmwi.de



29Nationale Wasserstoffstrategie 29

**Deutschland wird bis 2030 Leitan-
bieter für Wasserstofftechnologien:
* Deutsche Anbieter bauen ihre Tech-
nologieführerschaft aus und bieten 
die gesamte Wertschöpfungskette 
von Wasserstofftechnologien von 
der Produktion (z. B. Elektrolyseure) 
bis hin zu den unterschiedlichen An-
wendungen (z. B. Brennstoffzellen-
technologie) an.*
**Schaffung geeigneter Rahmen
bedingungen:
* Kohärente rechtliche Vorausset-
zungen auf nationaler, europäi-
scher und möglichst auch interna-
tionaler Ebene unterstützen den 
Markthochlauf. Dies umfasst ins-
besondere effiziente Planungs- und 
Genehmigungsverfahren, einheitli-
che Standards und Zertifizierungs-
systeme, ausreichend ausgestattete 
und auf allen Ebenen koordinierte 
Verwaltung.*
**Importstrategie:
* Zudem arbeitet die Bundesregie-
rung seit Beginn der Legislaturperi-
ode mit Nachdruck daran, die Ver-
fügbarkeit von Wasserstoff neben 
dem Hochfahren der heimischen 
Produktion durch Importe aus Part-

nerländern abzusichern. Hierfür 
wird parallel eine Importstrategie 
für Wasserstoff und seine Deriva-
te erarbeitet. Darin werden auch 
Nachhaltigkeitskriterien im Sin-
ne der globalen Ziele für nachhalti-
ge Entwicklung berücksichtigt. Die 
Importstrategie wird das Signal an 
Partnerländer senden, dass Deutsch-
land weltweit Kooperationen einge-
hen, verlässliche Lieferketten nach 
Deutschland ermöglichen, nachhal-
tige Standards etablieren und als 
Technologiepartner zur Verfügung 
stehen will. In diesem Frühjahr hat 
die Bundesregierung sich bereits mit 
Norwegen auf die langfristige Ver-
sorgung mit Wasserstoff verstän-
digt.“*

Bundesminister Dr. Volker Wissing 
hat sich wie folgt geäußert:

„Wasserstoff und seine Derivate sind 
ein wichtiger Baustein für eine nach-
haltige klimafreundliche Mobilität 
und ergänzen sinnvoll andere alter-
native Antriebsformen. Der Einsatz 
im Verkehrssektor trägt zur notwen-
digen Skalierung der Wasserstoff-

wirtschaft bei. Es ist deshalb wichtig 
und folgerichtig, dass der Verkehr 
in der Fortschreibung der Nationa-
len Wasserstoffstrategie eine zent-
rale Rolle einnimmt. In der Strategie 
sind viele wichtige Maßnahmen für 
den Verkehr enthalten, wie der Auf-
bau eines Grundnetzes an Wasser-
stoff-Tankstellen, die Förderungen 
von erneuerbaren Kraftstoffen oder 
die Schaffung der erforderlichen 
Rahmenbedingungen. Wir entwi-
ckeln zudem einen Masterplan für 
Wasserstoff- und Brennstoffzellen-
technologie im Verkehr. Damit wol-
len wir den Einsatz von Wasserstoff 
und den daraus hergestellten Kraft-
stoffen sowie die Verfügbarkeit von 
Brennstoffzellenfahrzeugen, Brenn-
stoffzellenkomponenten und -syste-
men samt der benötigten Infrastruk-
turen zielgerichtet vorantreiben.“

Die Nationale Wasserstoffstrategie 
ist auf der Seite der Bundesregie-
rung abrufbar.

www.bundesregierung.de/breg-de/
suche/die-nationale-wasserstoffstra-
tegie-1759080 ■
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Aktualisierte 
BGL-Stellung-
nahme zur 
CO2-Maut
Mit Blick auf die anste-
henden parlamentari-
schen Beratungen zum 
Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung 
mautrechtlicher Vorschrif-

ten und flankierend zur 
BGL-Mautkampagne 
#mauteverest hat der BGL 
seine Stellungnahme zum 
Gesetz aktualisiert. 

Das Papier ist im LBT-Portal bei-
gefügt und enthält folgende 
Kernforderungen und kann gern 
für Ihre Arbeit in den Regionen 
und mit Wahlkreispolitikern ge-
nutzt werden:

1. ��Planungssicherheit durch Ver-
schiebung der CO2-Maut auf 
den 1. Januar 2025 (mit Stu-
fenmodell, das Fahrzeugver-
fügbarkeit und Infrastruktur-
verfügbarkeit Rechnung trägt 
und mit 8 Cent/km startet) 
oder

	� - zumindest auf den 1. 
Januar 2024, um die 
(vielfach nicht darstellba-
re) Anpassung laufender 
Verträge für nur einen 

Monat vor dem Jahres-
wechsel zu vermeiden.

2. �Gleichstellung biogener Kraft-
stoffe und E-Fuels mit emissi-
onsfreien Fahrzeugen.

3. �Einhaltung der Koalitionszusa-
ge zur Vermeidung der Dop-
pelbelastung durch nationalen 
Emissionshandel (= CO2-Preis 
an der Zapfsäule) plus CO2-
Maut.

4. Verzicht auf die Differenzie-
rung der Maut in Stoßzeiten.

5. �Verdopplung des Mauthar-
monisierungsprogramms (z.B. 
„De-Minimis“).

6. �Erhalt des Finanzierungskreis
laufs Straße für Brückensanie
rung, Lkw-Stellplätze und 
klimafreundlichen Straßen

güterverkehr. ■
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BGL-Position: 
Zusage zur  
Vermeidung 
der Doppel-
belastung  
bei CO2-Maut 
einhalten
I. Hintergrund

Mit der Einführung einer CO2-Maut 
durch das Dritte Gesetz zur Än-
derung mautrechtlicher Vorschrif-
ten droht zusätzlich zum nationa-
len Emissionshandelssystem (NEHS) 
gemäß Brennstoff-Emissionshan-
dels-Gesetz (BEHG) eine Doppel-
belastung des mautpflichtigen 
Straßengüterverkehrs. Denn nach 
der Rechtssystematik des BEHG wird 
heute bereits ein kontinuierlich stei-
gender CO2-Aufschlag auf Kraft-
stoffe erhoben.

Doppelbelastung schwächt Wett-
bewerbssituation des deutschen 
Transportgewerbes

Für die deutschen mittelständischen 
Transportlogistikunternehmen stellt 
diese Doppelbelastung eine erheb-
liche Schwächung ihrer Wettbe-
werbsfähigkeit dar. Sie sind ohne-
hin bereits seit Jahren einem massi-
ven Dumpingwettbewerb vonseiten 
mittel- und osteuropäischer Trans-
portdienstleister ausgesetzt. Allein 
in den letzten 10 Jahren sind die Ka-
botagetransporte (Inlandstransporte 
durch ausländische Transportdienst-
leister) aufgrund von Sozialdumping 
um das 4,3-fache geradezu explo-
diert – hierbei ist die immer wei-

ter grassierende illegale Kabotage 
noch gar nicht berücksichtigt! Um 
dieser Entwicklung entgegenzuwir-
ken und wieder faire Wettbewerbs-
bedingungen im europäischen 
Straßengüterverkehr herzustellen, 
wurde auf europäischer Ebene das 
sog. Mobilitätspaket I verabschiedet.
Die CO2-Doppelbelastung konterka-
riert hingegen diese Bemühungen, 
denn sie betrifft fast ausschließlich 
deutsche Unternehmer, die über-
wiegend in Deutschland tanken. Die 
(auf die Mautkilometer bezogenen) 
über 43 % gebietsfremden Trans-
portdienstleister tanken bei Reich-
weiten moderner Diesel-Fahrzeu-
ge von bis zu 3.000 km fast nie in 
Deutschland und haben damit einen 
Wettbewerbsvorteil.

Bedingung im Koalitionsvertrag 
muss eingehalten werden

Der BGL hat daher ausdrücklich die 
Vereinbarung im Koalitionsvertrag 
begrüßt, einen CO2- Zuschlag bei 
der Lkw-Maut nur unter der Bedin-
gung einzuführen, dass eine Dop-
pelbelastung durch den CO2-Preis 
ausgeschlossen wird. Allerdings ent-
hält der Gesetzentwurf keine Re-
gelung, wie diese Doppelbelastung 
vermieden werden soll.

Der BGL regt daher an, im Rahmen 
des vorgelegten Artikelgesetzes zu-
gleich das BEHG zu ändern, dort ei-
ne Regelung für einen Rückerstat-
tungsmechanismus einzufügen und 
damit zeitgleich mit Inkrafttreten 
des Gesetzes die Bedingung des Ko-
alitionsvertrages zu erfüllen.

II. Gesetzliche Regelung ei-
nes Rückerstattungsverfah-
rens

Die Implementierung eines Rück-
erstattungsmechanismus könnte 

durch eine Verordnungsermächti-
gung im BEHG in Verbindung mit ei-
ner Durchführungsverordnung für 
ein Rückerstattungsverfahren

erfolgen. Die Details des Rückerstat-
tungsverfahrens wären dann von 
der Bundesregierung in einer ent-
sprechenden Rechtsverordnung zu 
regeln, vergleichbar den bereits in 
§ 11 BEHG vorgesehenen Verord-
nungsermächtigungen. Folgende 
Regelung könnte hierzu ins BEHG 
aufgenommen werden:

§ 11 a (Rückerstattung wegen CO2 

-Doppelbelastung)

1. Entsteht durch die Mehraus-
gaben aus dem Emissionshan-
del eine CO2-Doppelbelastung des 
mautpflichtigen Transportlogisti-
kunternehmens, so gewährt die zu-
ständige Behörde auf Antrag die 
Rückerstattung der durch das BEHG 
verursachten Mehrausgaben.

2. Zur Vermeidung einer CO2-Dop-
pelbelastung und zum Erhalt der 
Wettbewerbsfähigkeit betroffener 
Unternehmen wird die Bundesregie-
rung ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, Einzelhei-
ten zur Antragstellung und zu er-
bringenden Nachweisen zu regeln.

III. Umsetzung des Rücker-
stattungsverfahrens

Die Umsetzung des Rückerstattungs-
verfahrens könnte in Anlehnung an 
Gewerbedieselregelungen ande-
rer EU-Staaten erfolgen. Zu nennen 
sind hier etwa Belgien, Frankreich, 
Italien, Portugal, Slowenien, Spanien 
und Ungarn. Dort werden Tankbe-
lege bei den zuständigen Behörden 
für vorab mit Fahrzeugschein regis-
trierte Fahrzeuge eingereicht. Eine ➔
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Rückerstattung des im Rahmen des 
BEHG gezahlten CO2-Preises könn-
te also etwa durch entsprechende 
Nachweise beim Bundesamt für Lo-
gistik und Mobilität (BALM) erfol-
gen, z.B. aus den eingenommenen 
Mautbeträgen, wodurch sogar eine 
Verrechnung als Saldo möglich wä-
re. Zentral wäre dabei der Nachweis 
über die „tatsächliche“ CO2-Dop-
pelbelastung durch folgende Unter-
lagen:

Belege für tatsächlich gezahlte Maut 
(Beleg von EETS-Anbieter) und

Belege für den in Deutschland ge-
tankten Kraftstoff (z.B. durch mo-
natliche Auszüge der Tankkartene-
mittenten).

IV. Europarechtliche Beden-
ken sind unbegründet

Befürchtungen, eine Erstattung 
des BEHG-Aufschlages würde 
gebietsfremde Fahrzeuge diskrimi-
nieren und sei daher europarecht-
widrig, sind unbegründet. Zwar pro-
fitieren von der Erstattungsregelung 
überwiegend Fahrzeuge deutscher 
Unternehmen, da diese in der Pra-
xis häufiger in Deutschland tanken 
als Fahrzeuge gebietsfremder Unter-
nehmen. 

Für eine auch nur mittelbare Diskri-
minierung fehlt es jedoch an einer 
Ungleichbehandlung. Sowohl deut-
sche wie auch gebietsfremde Un-
ternehmen können gleichermaßen 
die Erstattungsregelung für Fahr-
zeuge in Anspruch nehmen, die in 
Deutschland betankt wurden.

Frankfurt am Main, den 18. Juli 
2023 ■

Lkw-Maut-Rück
erstattungs
ansprüche:

BGL-Kooperationspartner 
Hausfeld schließt mit dem 
Bundesamt für Logistik und 
Mobilität Musterverfah-
rensvereinbarungen für 
über 15.000 Mandantinnen

BGL, Frankfurt am Main, 13.07.2023:
Der Bundesverband Güterkraftver-
kehr Logistik und Entsorgung (BGL) 
e.V. aus Frankfurt am Main infor-
miert: Um Lkw-Maut-Rückerstat-
tungsansprüche im Rahmen der 
Verbandslösung – BGL/eClaim/
Hausfeld – möglichst effizient durch-
zusetzen und die Verwaltungsge-
richte nicht mit tausenden Einzelkla-
gen zu belasten, hat sich der BGL- 
Kooperationspartner Hausfeld mit 
dem Bundesamt für Logistik und 
Mobilität (BALM) erfolgreich auf die 
Führung von Musterverfahren ver-
ständigt. Entsprechende Musterver-
fahrensvereinbarungen wurden im 
Juni 2023 unterzeichnet.

In diesen Verträgen wurde geregelt, 
dass Hausfeld drei Musterverfahren 
führen wird, um die Rechtmäßigkeit 
der seit Einführung am 1.1.2005 er-
hobenen Lkw-Maut umfassend ge-
richtlich überprüfen zu lassen. Die 
Ergebnisse dieser Verfahren gelten 
für sämtliche der europaweit über 
15.000 Mandantinnen (davon ca. 
7.900 deutsche Unternehmen) von 
Hausfeld.

• Die sich aus der Musterverfahrens-
vereinbarung ergebenden Vorteile:
o Eine schnelle Klärung der Rechtsla-
ge für die betroffenen Unternehmen 
wird sichergestellt, ohne dass jedes 
Unternehmen selbst einen Prozess 
anstrengen müsste.

o Ohne die Musterverfahrensverein-
barungen wären die Verwaltungs-
gerichte durch tausende von Einzel-
klagen über Jahre lahmgelegt wor-
den.
Nach Berechnungen des BGL-Ko-
operationspartners Hausfeld beläuft 
sich das Erstattungsvolumen allein 
für den auf den Kosten der Verkehr-
spolizei beruhenden Anteil der Maut 
auf über 330 Mio. Euro.
BGL-Vorstandssprecher Prof. Dr. Dirk 
Engelhardt sagt: „Durch die unter-
zeichneten Musterverfahrensverein-
barungen im Rahmen der Verbands-
lösung – BGL/eClaim/Hausfeld – zur 
Realisierung der Lkw-Maut-Rücker-
stattungsansprüche wird eine wei-
tere Hürde zur Rechtsdurchsetzung 
genommen. Der BGL und seine 
Kooperationspartner streben für die 
betroffenen Mautpflichtigen einen 
unkomplizierten Ausgleich der zu 
Unrecht erhobenen Lkw- Maut, bei 
unionsrechtlich gebotener Verzins-
ung, an.“

Hintergrund:

• Am 28.10.2020 hat der EuGH ent-
schieden, dass die Berücksichtigung 
von Verkehrspolizeikosten in der 
Lkw-Maut in den Jahren 2010 und 
2011 rechtswidrig war, da die Kos-
ten der Verkehrspolizei nicht zu den 
anlastbaren Infrastrukturkosten ge-
zählt werden können.
• Der Bundesverband Güterkraft-
verkehr Logistik und Entsorgung 
(BGL) e.V. empfahl den ihm ange-
schlossen Mitgliedsunternehmen, 
ihre Ansprüche geltend zu machen 
und informierte über entsprechende 
Lösungsmöglichkeiten der Rechts-
durchsetzung.
• Zusammen mit Hausfeld und eC-
laim bot der BGL betroffenen Un-
ternehmen eine bundeseinheitliche 
Lösung an, um die Erstattungs-
ansprüche wegen zu viel gezahlter 
Lkw-Maut gegenüber dem BALM 
geltend machen zu können. ■

➔
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Zoll Deutschland: 
Identifikation von 
Beförderern im 
Rahmen von Aus
fuhranmel
dungen mittels 
EORI-Nummer 
oder „TCUI“-
Nummer
In den vergangenen Wo-

chen wurden Transport
unternehmer im EU-Gren-
zen überschreitenden 
Verkehr verschiedentlich 
von deutschen Ausführern 
auf die Notwendigkeit ei-
ner EORI- oder einer 
TCUI-Nummer im Kontext 
von Ausfuhranmeldungen 
angesprochen. Für erhebli-
che Verwirrung sorgte da-
bei vor allem die häufig an-
zutreffende Aussage, dass 
Transportunternehmer aus 
Drittländern sich mittels ei-

ner 
„TCUI-Num-
mer“ (Third 
Country 
Unique Iden-
tifying Num-
ber) identifi-
zieren 
müssen, wäh-
rend für 
Transport
unternehmer 
aus EU-Staa-
ten die be-
kannte EU-
EORI-Num-
mer 
ausreichend 
sei.
Tatsächlich be-
sitzen auch vie-
le oder alle in der 
EU tätigen Dritt-
lands-Transport-
unternehmen ei-
ne EU-EORI; der 
BGL erhielt jetzt 
die Zusage der 
deutschen Zoll-

verwaltung, dass zur Identifizie-
rung der Drittlands-Unternehmer 
in AES 3.0 auch diese EU-EORIs be-
nutzt werden können, da bislang 
keine von der EU anerkannten Dritt-
lands-TCUI-Nummern existieren. 

Die neue Anforderung beruht auf 
der Umsetzung neuer EU-Vorga-
ben durch die deutsche Zollverwal-
tung im Rahmen des deutschen AT-
LAS-Moduls für die Ausfuhr, AES 
3.0.

Im Kontext von AES 3.0 muss in der 
Ausfuhranmeldung in der Tat auch 
der Beförderer der auszuführenden 
Waren mittels Identnummer identi-

www.zolltarifnummern.de/services/ausfuhrerklaerung

➔
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fiziert werden. Als Beför-
derer gilt dabei die Person / 
das Unternehmen, das die 
Waren tatsächlich über die 
EU-Grenze befördert.

AES 3.0 wurde von der 
deutschen Zollverwaltung 
bereits im März 2021 ein-
geführt, für die Kommu-
nikation der Zollbeteilig-
ten (Ausführer) gilt jedoch 
eine Übergangsfrist bis 
29.10.2023. Aktuell stel-
len daher viele Ausfüh-
rer auf AES 3.0-kompatib-
le Anwendungen um und 
verlangen von ihren Trans-
portdienstleistern die ent-
sprechenden Ident-Nummern.

• In der EU angesiedelte Trans-
portunternehmen, also auch alle 
BGL-Mitglieder, identifizieren sich 
im Zusammenhang mit AES 3.0 mit-
tels ihrer EORI-Nummer (Economic 
Operators‘ Registration and Identi-
fication Number). Diese Nummern 
wurden seit 2009 für alle Kommu-
nikationen mit der Zollverwaltung 
obligatorisch. BGLMitglieder, die im 
EU-Grenzen überschreitenden Ver-
kehr tätig sind, dürften daher in aller 
Regel bereits über eine EORI-Num-
mer verfügen. 

Wo dies nicht der Fall ist, kann die 
EORINummer kostenlos bei der 
Generalzolldirektion – Dienstort 
Dresden Stammdatenmanagement 
beantragen – vgl. 

www.zoll.de/DE/Fachthemen/Zoel-
le/EORI-Nummer/Beantragung-ei-
ner-EORI-Nummer/beantragung-ei-
ner-eori-nummer.html

• Transportunternehmen aus Dritt
staaten sollen sich nach dem Wil-
len der EU in der Zukunft mittels so-
genannter TCUI-Nummern (Third 
Country Unique Identification Num-

ber) identifizieren. Der Haken bei der 
Sache: Damit ein Drittstaat eine für 
die EU akzeptable TCUI-Nummer an 
seine Zollbeteiligten ausgeben kann, 
muss zuvor ein Abkommen zwi-
schen der EU und dem Drittstaat ge-
troffen werden. 

Aktuell bestehen solche Abkom-
men nur mit wenigen Drittland-
staaten und dort nur im Kontext 
von AEO-Schemata, die in der Re-
gel für Transportunternehmen nicht 
unbedingt geeignet sind (EU-MRA-
Nummern). Jedoch verfügen Dritt-
lands-Unternehmen, die EU-Verkeh-
re durchführen, in aller Regel eben-
falls über eine EU-EORI-Nummer, die 
ihnen typischerweise bei der ersten 
Einreise nach Einführung der EORI im 
Jahr 2009 von den dortigen EU-Zoll-
behörden zugewiesen wurde. 

Nach Angaben der Generalzoll
direktion Zentrale Auskunft, Dres-
den können solche EORI-Nummern 
auch im Kontext von AES 3.0 ge-
nutzt werden. 

Besteht noch keine EORI-Nummer, 
können sich drittländische Trans-
portunternehmen in dem Mitglied-
staat, in dem sie erstmalig zoll-
rechtlich in Erscheinung treten, re-

gistrieren lassen, sie erhalten dann 
ebenfalls eine EU-EORI.

Da die Neuregelung auf EU-Vor-
schriften basiert, ist damit zu rech-
nen, dass die EORI-Nummern der 
Beförderer – und zukünftig vielleicht 
auch einmal TCUI-Nummern für 
Transportunternehmen aus Drittlän-
dern – in näherer Zukunft auch von 
Ausführern aus anderen EU-MS ver-
langt werden. ■

M A RT I N  K O P P E
Rechtsanwalt

Strafsachen  

Bußgeldsachen  

Unfall-Schadensregulierungen  

Arbeitsrecht

D 81241 München 
Varnhagenstraße 13 

Telefon 089/829881-0, Fax -11 
E-Mail: kanzlei@ra-koppe.de

K O P P E
A N WA LT S K A N Z L E I

EORI-Nummer beantragen? https://bit.ly/43WRgPc

➔
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Der 1948 geborene Jubilar 
übernahm nach dem Besuch 
der Handelsschule und ei-
ner Lehrzeit als Bankkauf-
mann 1971 das bereits 
1946 als „erstes fränki-
sches Silo-Transportunter-
nehmen Konrad Wormser“ 
gegründete Familienunter-
nehmen und baute es in 
den letzten Jahrzehnten zu 
einem europaweit führen-
den familiengeführten Lo-
gistikdienstleister aus. 

Wenige Monate nach seiner Grün-
dung zählte das Unternehmen den 
ersten Mitgliedern des seinerzeiti-
gen Landesverbandes Bayerischer 
Fuhrunternehmen.

Bereits in jungen Jahren engagier-
te sich Hans Wormser mit gro-
ßem Einsatz in den Organisationen 

des Güterkraftverkehrs. Über sei-
ne Tätigkeiten als Delegierter und 
Bezirksdelegierter in Mittelfranken 
wurde Wormser im Jahr 1989 in den 
Gesamtvorstand des LBT gewählt. 
Seit 1993 gehörte er dem Präsidi-
um des Verbandes an und wurde 
im Jahr 1998 von seinen Berufskol-
leginnen und -kollegen zum Präsi-
denten des LBT gewählt. Bereits ab 
1994 gehörte Hans Wormser dem 

Präsidium des Bundesverbandes Gü-
terkraftverkehr, Entsorgung und Lo-
gistik BGL e.V. an. 

Bis zur Verschmelzung der beiden bay-
erischen Straßenverkehrsgenossen-
schaften im Jahr 2007 war er Aufsichts-
ratsvorsitzender SVG Nordbayern. 

Darüber hinaus war er über viele 
Jahre hinweg Aufsichtsratsvorsitzen-

LBT-Ehrenpräsident Hans Wormser konnte 
am 30. August 2023 seinen 75.Geburtstag feiern

➔
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Matthias 
Seitz, 
50 Jahre
Matthias Seitz, Mitarbeiter 
des LBT in unserer Ge-
schäftsstelle Franken, 
konnte am 23. Juni 2023 
seinen fünfzigsten  
Geburtstag feiern.

Matthias Seitz ist seit 2009 beim LBT 
und betreut seit einigen Jahren das 
umfassende Thema Datenschutz 
für unsere Mitglieder. Unter ande-
rem ist er geprüfter Datenschutzbe-

auftragter und kann in dieser Eigen-
schaft auch als externer Beauftragter 
tätig sein. Seine Kenntnisse in die-
sem Bereich, wie aber auch um die 
gesamten Anliegen unserer Mitglie-
der machen ihn zu einem gefragten 
Ansprechpartner. 

Matthias Seitz hat sich auch um das 
erfolgreiche Jobstarter-Programm 
des LBT sehr verdient gemacht, mit 
dem es uns gelungen ist, junge Men-
schen für den Beruf in der Trans-
portlogistik-Branche zu gewinnen. 
Im Laufe seiner Betriebszugehörig-
keit im LBT war er immer bereit, sich 
auch neuen Herausforderungen und 
Aufgaben zu stellen. 

Hierfür sowie für seine stets enga-
gierte, liebenswürdige und kollegi-

ale Mitarbeit danken wir ihm sehr 
herzlich. Wir wünschen Matthias 
Seitz für sein neues Lebensjahrzehnt 
viel Glück, Erfolg und persönliches 
Wohlergehen sowie viele weitere er-
folgreiche Jahre im LBT. ■

der der Kravag-Versicherungsgesell-
schaft.

Im Deutschen Industrie- und 
Handelskammertag DIHT war er 
Mitglied des Verkehrsausschusses, 
im Wirtschaftsbeirat Bayern führt 
er bis heute den Ausschuss für Ver-
kehrspolitik.

Neben diesen Ämtern hat sich 
Wormser in hohem Maße um das 
Wohl seiner Heimatstadt Herzogen-
aurach verdient gemacht.

Für sein herausragendes Engage
ment um die Belange des bayeri-

schen und deutschen Güterkraft
verkehrsgewerbes und sein gleich-
zeitig soziales Engagement wurde 
Hans Wormser 2004 durch den da-
maligen Bundespräsidenten Richard 
von Weizsäcker mit dem Bundesver-
dienstkreuz am Bande geehrt.

Im Oktober 2015 erhielt er aus der 
Hand des damaligen Bayerischen 
Ministerpräsidenten Horst Seehofer 
den Bayerischen Verdienstorden als 
eine „besondere Ehre für sein her-
ausragendes Engagement für den 
Zusammenhalt der Gesellschaft, 
Pflege der bayerischen Tradition 
und Bayerns Fortschritt“.

In diesem Jahr erhielt das Unterneh-
men das Ehrenzeichen des LBT in 
Platin für die Gründungsmitglied-
schaft in unserem Verband. 

Präsidium, Gesamtvorstand  

und alle Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter des  LBT sowie die  

gesamte  Mitgliedschaft gratulieren 

Hans Wormser an dieser Stelle sehr 

herzlich zu seinem Ehrentag und wün-

schen ihm vor allem eine stabile Ge-

sundheit, persönliches Wohlergehen 

und weiterhin viel Schaffenskraft ■

Frau Simone 
Trauer  
neu beim LBT

Seit 1 Juli 2023 ist Frau Simone 
Trauer neue Mitarbeiterin in der 
Hauptgeschäftsstelle des LBT in 
München. 

Frau Trauer betreut unsere Mit-
gliederverwaltung und verfügt be-

reits über mehrere Jahre Berufser-
fahrung in der Verbandsarbeit.  
Wir wünschen 

Frau Trauer eine gute Eingewöh-
nung und viel Erfolg in ihrer Tätig-
keit. ■

➔





Toll Collect GmbH, Quittung Ermittlung der CO2-Emissionsklasse, V 1.0 Im Auftrag des

Referenz  
(z. B. Kfz-Kennzeichen) 

Fahrzeug(unter)gruppe  
(Felder 1.1.5a oder 1.1.5 der CIF, Feld 49.7 der COC oder ermittelt) 

Führerhaus mit Liegeplatz  
(Feld 1.1.13 der CIF) 

Spezifische CO2-Emissionen in gCO2/tkm 
(Felder 2.3 oder 2.6.1 der CIF, Feld 49.5 der COC, Feld V.7 der ZB)  

Datum, zu dem die CO₂-Emissionsklasse ermittelt wurde

Die Verwendung des Systems erfolgte am  24.07.2022  um  08:37  mit der Systemversion  37.02.02.2023.01 . 
Weitere Informationen zu den CO2-Emissionsklassen sind unter www.balm.bund.de und www.toll-collect.de zu finden.

Haftungsausschluss: Dieser CO2-Emissionsklassenfinder wurde mit der größtmöglichen Sorgfalt erstellt. Daraus folgt jedoch keine Gewähr für 
Richtigkeit, Aktualität und Vollständigkeit der durch diesen CO2-Emissionsklassenfinder ermittelten CO2-Emissionsklassen. Maßgeblich für die 
Zuordnung eines Fahrzeugs zur korrekten CO2-Emissionsklasse sind jedoch ausschließlich die jeweiligen amtlichen Rechtsvorschriften.

ZB: Zulassungsbescheinigung Teil I
CIF (Customer Information File): Kundeninformationen
COC (Certificate of Conformity): Übereinstimmungsbescheinigung

Auf Basis der derzeitigen Rechtslage und Ihrer Eingabedaten haben wir die nachstehend aufgeführte Emissionsklasse ermittelt. Sofern die 
CO2-Emissionsklasse eine begrenzte Gültigkeit hat, sind außerdem die voraussichtlich nachfolgenden CO2-Emissionsklassen aufgeführt.

Fahrgestellkonfiguration  
(Feld 38 der COC, Feld 4 der ZB) 

Kraftstoffart/Energiequelle  
(Felder P.3 oder 10 der ZB)  

Erstzulassungsdatum  
(Feld B der ZB) 

Achsenkonfiguration  
(Feld 1.1.3 der CIF)  

CO2-Emissionsklasse zum Zeitpunkt der Erstzulassung  
(Feld V.10 der ZB) 

Technisch zulässige Gesamtmasse in kg  
(Feld F.1 der ZB, Feld 16.1 der COC, Feld 1.1.4 der CIF) 

Nennleistung des Motors in kW  
(Feld P.2 der ZB, Feld 1.2.1 der CIF, Feld 27.1 der COC) 

Eingabedaten

Ermittlung der  
CO2-Emissionsklasse 

CO2-Emissionsklasse gültig von gültig bis

Ergebnis

54.4

5-LH

4x2

Zugmaschine

18000

ja

350

29.06.2021

1 unbegrenzt29.06.2021

26.06.2023 17:48 v2.8.3

CO2-Emissionsklasse ermitteln38
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Tachograf: 
Neueste Ver-
sion bei Erst-
zulassung ab 
21. August 23 
verpflichtend
Im Nachgang zur myBGL di-
rekt-Veranstaltung vom 
19.7.2023 zur Einführung 
des intelligenten Fahrten-
schreibers der 2. Version 
möchten wir noch einige er-
gänzende Informationen lie-
fern. Die Antworten sind in 
Zusammenarbeit mit Conti-
nental entstanden.

Ab dem 21. August 2023 muss bei 
Erstzulassung eines ausrüstungs-
pflichtigen Lkw/Nutzfahrzeug (Nfz) 
ein intelligenter Fahrtenschreiber 
der 2. Version verbaut sein!

Problemfälle:

Lkw/Nfz, die noch keine Erstzulas-
sung haben, wo aber bereits der 
intelligente Fahrtenschreiber der 1. 
Version eingebaut wurde.

• Zulassungsfähige Fahrzeuge: 
Diese sollten unbedingt vor dem 
21. August 2023 zugelassen wer-
den, um die bei einer Erstzulas-
sung nach dem Stichtag erforder-
liche Umrüstung (vor der Erstzu-
lassung) des Fahrtenschreibers der 
1. Version auf einen intelligenten 
Fahrtenschreiber der 2. Version zu 
vermeiden.

• Noch nicht zulassungsfähige 

Fahrzeuge: Fahrzeuge, die voraus-
sichtlich erst ab dem 21.

August 2023 zugelassen werden 
können, wie z.B. Fahrgestelle, die 
seitens des Nutzfahrzeugherstel-
lers bereits mit einem intelligen-
ten Fahrtenschreiber der 1. Versi-
on ausgeliefert wurden und noch 
beim Aufbauhersteller komplet-
tiert werden müssen. Hier sollten 
Sie 
• mit dem Aufbauhersteller und 
der Zulassungsbehörde klären, in-
wieweit ggf. eine (Tages-) Zulas-
sung vor dem 21. August 2023 
möglich ist und 
• wenn keine (Tages-) Zulassung 
vor dem Stichtag möglich ist, muss 
vor der Erstzulassung eine Umrüs-
tung des intelligenten Fahrten-
schreibers der 1. Version auf einen 
intelligenten Fahrtenschreiber der 
2. Version erfolgen.

Dem Vernehmen nach gibt es 
EU-Mitgliedsstaaten, die hier be-
reit sind, Ausnahmeregelungen für 
diese Fälle zu schaffen. Eine kurz-
fristige Änderung der „EU-Tacho-
graf-Gesetzgebung“ ist nicht 
möglich.

Gegenwärtig gibt es in Deutsch
land keine ähnlichen Ausnahme
regelungen. Dem Bundesverkehrs
ministerium ist diese Problematik 
allerdings bekannt. Sollte es neue 
Entwicklungen diesbezüglich ge-
ben, wird der BGL darüber infor-
mieren. 

Deswegen lautet derzeit die 
BGLEmpfehlung: Falls eines Ih-
rer Fahrzeuge von dieser „Stich-
tag“-Problematik betroffen ist, 
verständigen Sie sich mit dem je-
weiligen Aufbau- bzw. Nutzfahr-
zeug-Hersteller und ggf. mit den 
Zulassungsbehörden über den 
Tausch des Gerätes.

CO2-Maut => 
CO2-Emissions-
klasse ermitteln
Auf der Seite der Toll 
Collect GmbH wurde jetzt 
der CO2-Emissionsklassen-
finder eingestellt. Sie 
finden ihn unter

www.toll-collect.de/de/toll_collect/
rund_um_die_maut/co2_emissio-
nen/co2_emissionen.html

Mit dem CO2-Emissionsklassen-
finder können Fahrzeughalter die 
CO2-Emissionsklasse ihres Fahr-
zeugs selbstständig ermitteln. Sie 
benötigen dafür

- die Zulassungsbescheinigung (ZB) 
des Fahrzeugs und
- die Kundeninformationen (Custo-
mer Information File (CIF)) oder
- die Übereinstimmungsbeschei
nigung (Certificate of Conformity 
(COC)).

Anbei finden Sie exemplarisch ein 
Protokoll für ein Beispielfahrzeug.

Wir möchten Sie bitten, dies exem-
plarisch für einige Fahrzeuge Ihres 
Fuhrparks zu ermitteln und uns mög-
lichst bis Donnerstag, den 29. Juni 
Ihre Erfahrungen mitzuteilen. Am 
Freitag haben wir Verbänderunde 
mit TollCollect und könnten dann 
schon mit Ihren ersten Erfahrungen 
in das Gespräch gehen.

DANKE im Voraus für Ihre Unter-
stützung! ■
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Hinweis:

Alle intelligenten Tachografen der 1. 
Version, die vor dem 21.8.2023 ein-
gebaut wurden, müssen bis spätes-
tens 19.8.2025 gegen einen intelli-
genten Tachografen der 2. Version 
ausgetauscht werden, soweit das 
Fahrzeug im grenzüberschreitenden 
Verkehr unterwegs ist.

Hier noch einmal ein Kurzüberblick 
über die Einführungsfristen:

21.8.2023: Einführung des intelligen-
ten Tachofragen der 2. Version bei 
Erstzulassung von Neufahrzeugen

31.12.2024: Nachrüstung mit dem 
intelligenten Tachografen der 2. 
Version für alle Fahrzeuge, die mit 
dem analogen und digitalen Tacho-
grafen der 1. Generation (bis Juni 
2019) ausgestattet sind 19.8.2025: 
Nachrüstung mit dem intelligenten 
Tachografen der 2. Version für alle 
Fahrzeuge, die mit dem intelligenten 
Tachografen 1. Version ausgestattet 
sind (seit Juni 2019)

1.7.2026: Ausstattung aller Fahr-
zeuge ab 2,5t mit dem intelligenten 
Tachografen der 2. Version.

Wir weisen auf den Ratschlag von 
Continental hin, die Nachrüstung 
mit dem intelligenten Tachografen 
der 2. Version mit der periodischen 
„Tachografenprüfung“ zu verknüp-
fen, um Geld und Zeit zu sparen.

Be- und Entladung

Mit dem im Juli 2020 verab-
schiedeten Mobilitätspaket 
und den geänderten Vor-
schriften zu den Lenkund 
Ruhezeiten muss die Ak-
tivität der Be- und Entla-
dung in dem Tachografen 
registriert werden. Die Ein-
gabe hat durch den Fahrer 
zu erfolgen. 

Hierbei spielt es keine Rolle, ob der 
Fahrer selbst beund/oder entlädt. 
Hintergrund dieser Pflicht ist die Kon-
trolle von Kabotagebeförderungen 
und Entsendevorschriften (Mindest-
lohn) mit Hilfe des Tachografen. Die 
Eingabe zur Be-/Entladung muss vor 
dem Verlassen des Ortes, an dem 
diese Tätigkeiten durchgeführt wur-
den, gemacht werden.

Dem Fahrer stehen dabei drei Mög-
lichkeiten zur Verfügung: Eingabe 
der Beladung, Eingabe der Entla-
dung und die Eingabe von Be-/Ent-
ladung. Die letzte Möglichkeit bie-
tet sich an, wenn beispielsweise der 
Fahrer selbst nicht die Be- und/oder 
Entladung vorgenommen hat oder 
wenn ein Fahrer ein bereits vor der 
Fahrtätigkeit (von einem Dritten) be-
ladenes Fahrzeug entgegennimmt.

Falls ein Fahrer beispielsweise am 
Zielort ankommt und die Be- und/
oder Entladung selbst nicht durch-
führen darf und auch nicht ander-
weitig tätig ist, bietet sich die Einga-
be Be-/Entladung sowie die Eingabe 
„Pause“ an.

Woher weiß ich, welcher Tacho-
graph in meinem Fahrzeug einge-
baut ist?

Continental hat hierzu folgende In-
formation gegeben:

Gemäß dem Typenschild handelt 

es sich um ein DTCO Rel. 4.0e. Die-
ses Release ist bisher das aktuellste 
der ersten Version des intelligenten 
Fahrtenschreibers (GEN1 V1). 

Dieses Release beinhaltet bereits ei-
ne geografische Karte, die die Gren-
zübergänge erkennt und dem Fah-
rer eine Empfehlung hinsichtlich des 
Ziellandes zur manuellen Bestäti-
gung anbietet. ■

Hier die Abbildung für den intelligenten Tacho-
grafen der 2. Version (DTCO 4.1), ab 21.8.2023



Der tote Winkel beim Lkw ist vielen Kindern nur 
sehr schwer zu vermitteln, stellt jedoch eine er-
hebliche Gefahr im Straßenverkehr dar.

Richtig erklärt wird den Kindern jedoch schnell klar, wie 
gefährlich dieser für den Fahrer nicht einsehbare Bereich 
ist. Am eindrücklichsten ist es für die Schülerinnen und 
Schüler, wenn sie an einem praktischen Verkehrssicher-
heitstraining teilnehmen können.

„Toter-Winkel-Verkehrssicherheitstraining“ – so 
funktioniert’s:

Man nehme für das „Toter-Winkel-Training“: einen Lkw, 
Markierungsband, Markierungskegel und eine Schulklasse :)

Vorab sollte die Klasse bereits grundsätzliche Verhaltens-
regeln im Straßenverkehr für Fußgänger/Fußgängerinnen 
und Radfahrer/Radfahrerinnen  kennengelernt haben.

Mit dem Markierungsband und den Kegeln wird der Be-
reich des toten Winkels vor, neben und hinter dem ge-
parkten Lkw gekennzeichnet. Ist der gefährliche Bereich 
erst einmal markiert, erkennen die Kinder schnell, wo der 
Fahrer/die Fahrerin sie nicht sehen kann.

Da sich viele Schülerinnen und Schüler aber nicht vorstel-

len können, dass sie für den Fahrer in dem großen abge-
steckten Bereich tatsächlich nicht sichtbar sind, dürfen sie 
sich auch selbst einmal auf den Fahrersitz setzen, um das 
zu überprüfen. Der Rest der Klasse versteckt sich derweil 
im toten Winkel. Das Kind auf dem Fahrersitz kann nun 
feststellen, dass weder die Kegel noch die anderen Kin-
der sichtbar sind.

Eine anschließende Gruppendiskussion über das Erlebte 
festigt das Wissen:  Nicht nur hinter, sondern sowohl vor 
als auch seitlich von LKWs besteht eine erhebliche Ge-
fahr!

Die Kinder erfahren, dass sie für den Fahrer/die Fahre-
rin sichtbar bleiben müssen. Sichtkontakt zum Fahrer/
der Fahrerin aufnehmen, um sicherzugehen, dass sie ge-
sehen werden, sich deshalb am besten mit Abstand vor 
oder hinter, nicht neben dem LKW, aufhalten sollten. Ab-
stand zu Lkws und Bussen halten sollten, da diese hinten 
weiter ausschwenken können.

Inzwischen müssen Lkws über Spiegel für eine lücken-
lose Rundumsicht verfügen, was einen immensen 
Sicherheitszugewinn bedeutet. Das Verkehrssicherheits-
training ist dennoch wichtig, denn nicht immer sind die 
Spiegel richtig eingestellt oder werden beim Anfahren und 
Abbiegen immer beachtet. ■

Verkehrssicherheitstraining: 
						      Toter Winkel

Obwohl sich eine ganze Schulklasse im Bereich des toten Winkels verbirgt, bleibt sie für den 

Fahrer des LKWs unsichtbar.
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